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Erziehung und Bildung —
Quelle der Kultur und Zivilisation

Heinz-Hartmut Vogel

Der traditionelle Rechtsstaat ist einer inneren Erosion ausgesetzt. Alle
groBBen Gesetzgeber seit der Antike und die Verfassungen unserer Zeit ha-
ben gesellschaftliche Normen gesetzt, die den Verkehr der Menschen unter-
einander so regeln, daf der Einzelne die Rechte und Interessen des anderen
achtet. Diese Normen liegen dem modernen Rechtsstaat zugrunde. Der Ver-
trag ist das Instrument, das im Prinzip die Ausgewogenheit der Interessen
gewiihrleistet und Uberforderung, Betrug und Verletzung des einen durch
den anderen ausschliet. Auch spricht unser Grundgesetz von Artikel 1 bis
19 von den Grundrechten des Menschen. Aber im gesellschaftlichen Um-
gang der Menschen miteinander werden diese Regeln miflachtet!

Fragt man nach den Griinden des Zerfalls und der Unwirksamkeit der
Grundrechte im einzelnen, so trifft man einerseits auf Machtverhiltnisse
und gesellschaftliche Monopole, die verhindern, da3 mittels des Vertrags
nicht nur formell, sondern auch in der Sache ein echter Ausgleich zwischen
den Interessen der Beteiligten zustande kommt. Man trifft aber dariiber hin-
aus auch auf einen gesellschaftlichen Zustand, der in diesem Jahrhundert in
zunehmendem Mafe der Auflosung von Recht und Moral ausgesetzt ist und
in der Unbehaustheit der Kindheit und der nachwachsenden Generationen
seine tiefere Ursache hat.

In breitestem Umfang ist das Elternhaus heute nicht mehr der Hort und die
soziale Hiille der heranwachsenden Jugend. Die Eltern sind berufstitig, die
Kinder mehr oder weniger sogenannte Schliisselkinder. Thre »Heimat« ist
die Strale und der Sportplatz — der Elternersatz ist Fernsehen und Video.

Wenn dem weiteren Zerfall unserer gesellschaftlichen Ordnung Einhalt
geboten werden soll, muf3 von der Erwachsenenwelt alles getan werden, um
der Jugend ein padagogisches Milieu zu bereiten. Das bestehende Schulwe-
senist dazu nichtin der Lage.

Unsere Vorschldge gehen dahin, daf initiativ und finanziell von Eltern
und Erziehern alles getan wird, um den nachwachsenden Generationen ein
lebensvolles, sozial geordnetes Milieu zu schaffen. Die Schule muf} dahin-
gehend umgewandelt werden, daf sie den Lebensraum der Kinder gewihr-
leistet. Doch kann ihr das nicht von auf3en befohlen werden. Autonomie ist
notwendig, damit sich ein Schulorganismus von innen heraus entwickeln,
ein Lebensraum fiir die Kinder entstehen, ein pidagogisches Milieu bilden
kann. In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung des niederldndischen
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Heinz-Hartmut Vogel: Erziehung und Bildung - Quelle der Kultur und Zivilisation

Schulwesens als bedeutende Neuerung in unserer Zeit zu begriilen, da sie
der einzelnen Schule, den Lehrern, dem Zusammenwirken von Lehrern, El-
tern und Schiilern durch eine weitgehende Verselbstdndigung die Moglich-
keit und den Anreiz gibt, Erziehung und Unterricht auf die Entwicklung der
Kinder hin auszurichten und in einen piddagogischen Lebenszusammen-
hang einzubetten.

Die Funktionsgesetze eines auf Autonomie und Wettbewerb beruhenden
Bildungswesens, auch wenn es staatlich bleibt, sind andere als die der streng
biirokratisch verwalteten Schule. Der Entwicklung von Vielfalt, der Ausge-
staltung von Wettbewerb, der Art der Finanzierung usw. kommt im Prozef
zunehmender Verselbstindigung der Schule entscheidende Bedeutung zu.
Die Schilderung des niederlandischen Wegs zu mehr Selbstindigkeit der
Staatsschulen in diesem Heft findet daher ihre Ergdnzung durch die Beitri-
ge zur Chancengleichheit zwischen Schulen in staatlicher und solchen in
privater Trigerschaft sowie durch die Untersuchung zu den Schulkosten, die
die Grundlagen liefert fiir die zur Schulautonomie passenden Finanzie-
rungsmodelle des Globalhaushalts und des Bildungsgutscheins. Diese In-
strumente geben der einzelnen Schule eine grof3e Dispositionsfreiheit, set-
zen aber eben deswegen pidagogische Autonomie und Wettbewerb voraus,
damit gewihrleistet ist, da} der finanzielle Gestaltungsspielraum nicht zur
Verschwendung fiihrt, sondern in den Dienst der padagogischen Entschei-
dungen gestellt wird.

Welche Hemnisse allerdings einer solchen Entwicklung in Deutschland
entgegenstehen, zeigt kraf3 die Stellungnahme des Deutschen Lehrerver-
bands, der Schulautonomie, mithin die Freiheit des Lehrens und Lernens,
als verfassungswidrig ansieht!
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Die padagogische Provinz —
ein Lebensbediirfnis unserer Jugend

Heinz-Hartmut Vogel

Hat die Jugend in der modernen Industriegesellschaft noch gentigend Le-
bensraum?

Die moderne Industrie- und Leistungsgesellschaft trennt das Leben der
Erwachsenen in zwei Bereiche, die kaum noch etwas miteinander zu tun ha-
ben: in die Arbeitswelt, die ganz auf Leistungssteigerung und Erwerbsstre-
ben hin orientiert ist, und in die Freizeit zur Erholung und Zerstreuung, die
allenfalls mit personlichen Liebhabereien, »Hobby« und Sport ausgefiillt
wird.

Technik und rationelle Fertigungsmethoden zwingen dem Menschen ihre
zweckhafte GesetzmiBigkeit auf. Wo diese iiberwiegt, wird die produktive
Natur des Menschen verdrdngt (»Selbstentfremdung«). Er weicht in ein
spielerisch-genieBerisches und unverbindliches »Privatleben« aus.

Die eigene Erlebnis- und Titigkeitswelt der Kinder gehort keinem der
beiden Bereiche an. Fiir die »Welt des Kindes« ist der Lebensraum immer
enger geworden.

Das Kind hat jedoch ein tiefes Bediirfnis nach dem vollen Leben, fiir das
der Erwachsene ihm Vorbild sein muf3. Den arbeitenden Menschen sieht es
kaum noch, und die Art und Weise, wie er seine Freizeit verbringt, ent-
spricht nicht den physischen und seelischen Moglichkeiten des Kindes.
Wihrend ihm die Arbeitswelt verschlossen bleibt, wird es durch die Frei-
zeitbeschiftigung der Erwachsenen meist iiberfordert. Der moderne Kin-
dergarten und die allgemeinbildende Schule sind als »Grof3betriebe« nicht
in der Lage, zwischen der Arbeitswelt und den Freizeitgewohnheiten der
Erwachsenen einen dritten selbstindigen und lebensvollen Bereich aufzu-
bauen. Sie konnen bestenfalls die Kinder und Jugendlichen wihrend der
Schulzeit tédglich fiir einige Stunden aus der hiuslichen Isolierung und von
der Strale in die Schulorganisation hereinholen, um sie, in Alters-, Lern-
und Spielgruppen eingeteilt, einer mehr oder weniger fiktiven Beschéfti-
gung (Kindergarten), bzw. einem friihzeitigen intellektuellen Lernpro-
gramm (Schule) zu unterwerfen. Die Faszination und Suggestion der Lei-
stungsgesellschaft verstirkt den Zug zur Leistungspddagogik. Die zu
organisierenden Schiilermassen — ein Problem, das durch die Mittelpunkt-
schulen und das Modell der »integrierten Gesamtschule« nicht geringer ge-
worden ist — zwingen ihrerseits zu Lernprogrammen und zu einem Schulstil,
die ein rationelles Arbeiten mit groen Schiilerzahlen moglich machen
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Heinz-Hartmut Vogel: Die padagogische Provinz — ein Lebensbediirfnis unserer Jugend

(Programmierter Unterricht, Lernapparate, Schulfernsehen, Leistungstests
mit Schiilerstammrollen usw.).

Das Kind (und der Erzieher) gerit einerseits vorzeitig in den Sog des auf
Niitzlichkeit und Zweckhaftigkeit ausgerichteten Erwachsenenlebens, an-
dererseits fillt es mit seiner »Freizeit« ins Leere. Im Elternhaus gibt es nur
noch wenig kindgemifBe Erlebnismoglichkeiten. Die Strale und der Sport-
platz bleiben iibrig.

Das Ergebnis einer verfriihten Leistungspadagogik.

Die unerfiillte Kindheit und die Programmierung der Jugendlichen mit
den Inhalten und den Methoden der Leistungsgesellschaft fithren zu der —in
den letzten Jahren zunehmend zu beobachtenden — »Frustrierung« der her-
anwachsenden Generation mit den bekannten Folgen der Unzufriedenheit,
des Lebensiiberdrusses, der Passivitidt und Gleichgiiltigkeit bei gleichzeiti-
ger Ablehnung alles dessen, was die Erwachsenen fordern und zu bieten ha-
ben.

Neuer pddagogischer Ansatz in der pddagogischen Provinz

Die Welt der Erwachsenen 148t sich nicht auf direktem Wege und auch nicht
in absehbarer Zeit dndern. Dies kann nur evolutionir von der Wurzel der Ge-
sellschaft her, von der neu heranwachsenden Generation aus erfolgen. Es
liegt an uns, sie dazu zu befdhigen und ihr Schritt fiir Schritt den Lebens-
raum zuriickzugeben, den ihr die Industriegesellschaft genommen hat. Nur
dann kann der Wille in ihr entfacht werden, ihre eigenen Mafstéibe zur Wei-
terentwicklung der gesellschaftlichen Verhiltnisse auch anzulegen. Wir ge-
ben ihr damit die Hoffnung, daB3 sie die Kluft zwischen zweckhafter Ar-
beitswelt und personlicher Lebensgestaltung einmal iiberwinden wird. Dies
bedarf allerdings einer entscheidenden Hinwendung zu den in jedem Kinde
veranlagten und zur Entfaltung dringenden urspriinglichen Lebenskrifte.
Die kindlichen Lebens- und Entwicklungsbedingungen miissen dabei vor
allem ins Auge gefal3t werden.

Wir sind uns bewuBt, da3 auch das bestehende Schulwesen aus den oben
genannten Griinden nicht ohne weiteres von Grund auf gedndert werden
kann. Was jedoch an manchen Orten schon méglich ist und in Tagheimschu-
len, Landerziehungsheimen, Waldorfschulen und in ldndlich giinstig gele-
genen Versuchsschulen vielfach auch angestrebt wird, ist die Ergidnzung der
einseitig-intellektuellen Lernschule durch natur- und lebensnahe praktisch-
kiinstlerische Tdtigkeiten.

Dafiir die Bedingungen zu schaffen, ist die Aufgabe der Pidagogischen
Provinz. Ihr Schwerpunkt liegt im »sozialen Milieu« begriindet, dem selbst
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Heinz-Hartmut Vogel: Die padagogische Provinz — ein Lebensbediirfnis unserer Jugend

wesentliche erzieherische Bedeutung zukommt: Das Kind tritt in einen ge-
schlossenen, begrenzten und dadurch iiberschaubaren realen Lebenszusam-
menhang ein, in dem seine Erzieher im Land- und Gartenbau, in der Tierhal-
tung und im einfachen Handwerk titig sind und Vorbilder sein kénnen. Hier
wird bewuf3t eine Situation herbeigefiihrt, wie sie sich in der Vergangenheit
durch das enge Zusammenleben der Menschen im Dorf und auf dem Hof
»von selbst« ergab und an dem die Heranwachsenden teilhatten und gleich-
sam lebendigen Anschauungsunterricht erhielten. Das Leben der Erwachse-
nen selbst konnte Bildungsgrundlage sein.

Der zentrale padagogische Gedanke zielt also darauf hin, ein wirkliches
Engagement des Jugendlichen am sozialen Geschehen seiner unmittelbaren
Umwelt zu ermoglichen. Dies bedingt ein Angebot an Inhalten, die dem
tatsachlichen Erfahrungs- und Verstiandnishorizont des Kindes angemessen
sind. Durch das Mitvollziehen, Verfolgen und Uberschauen von Titigkei-
ten, die sich unter den Augen des Kindes zu einem sinnvoll geordneten
Ganzen zusammenschlieBen, wird das Verantwortungsgefiihl und der Ge-
meinsinn entwickelt. Der Wertneutralitit und Unverbindlichkeit einer ein-
seitig wissenschaftlichen Ausbildung kann nur durch einen Erfahrungs-
grund, wie ihn das Leben selbst bietet, entgegengewirkt werden. Von einer
Jugend, die mit einer neuen Gesinnung ins Leben tritt, kann erwartet wer-
den, daB sie auch die gesellschaftlichen- und Umweltprobleme in gesunder
Weise 16sen wird.
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Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Heinz-Hartmut Vogel: Die pädagogische Provinz – ein Lebensbedürfnis unserer Jugend


Schulautonomie im niederldndischen
Staatsschulwesen®’
Theo Liket

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bedanke mich fiir die Einladung, hier im schonen Mainz einiges sagen
zu konnen iiber Angelegenheiten, die Sie als Vertreter der Waldorfschulen
sicher interessieren.

Zuerst mochte ich mich vorstellen: ich bin im Ruhestand, habe in den Nie-
derlanden Mathematik und Erziehungswissenschaft studiert (also kein
Deutsch), bin Gymnasiallehrer gewesen, spater Schulleiter in einer Gesamt-
schule in Haarlem und war dann zwolfeinhalb Jahre im Ministerium be-
schiftigt gewesen, zuerst als Ministerialdirigent verantwortlich fiir die Aus-
bildung der Lehrer und fiir die sogenannte » Versorgungsstruktur«. In den
letzten acht Jahren bin ich beschiftigt gewesen als stellvertretender Leiter
der Schulaufsicht in den Niederlanden. Ich habe den ganzen Anderungspro-
zel} der niederldndischen Schulaufsicht miterlebt und auch mitsteuern diir-
fen und habe am Ende meiner Laufbahn im Auftrag des Ministers eine Ab-
teilung der Schulaufsicht auf den Universititen gegriindet. Das ist gelungen
und daher sind die Niederlande das einzige Land in Europa, das auch
Schulaufsicht an den Universitidten hat. Was das heif3t, kann ich jetzt nicht
ausfiihren, denn es wiirde zu weit gehen.

Einige Bemerkungen, bevor ich anfange. Erst die Sprache: Ich werde
natiirlich viele Fehler machen. Wir leben in einem kleinen Land, und wenn
wir 100 km weit fahren, sind wir gezwungen, entweder deutsch, franzosisch
oder englisch zu sprechen. Weil ich gerne spontan spreche, benutze ich ohne
Zweifel manchmal auch Worter, die es gar nicht gibt, aber die aus dem Kon-
text doch fiir Sie versténdlich sein werden.

Die andere Bemerkung ist, daf} ich keine Mission betreibe. Ich komme
nicht hierher, um Ihnen zu erzihlen, wie es in Deutschland sein sollte, ich
mochte Thnen nur erzidhlen, wie es in den Niederlanden vorgeht, was fiir Sie
vielleicht eine wichtige Information sein konnte.

Ich bin Mitglied der Bildungskommission, die Johannes Rau vor zwei
Jahren in Nordrhein-Westfalen gegriindet hat. Das ist fiir mich eine grof3e

*) Vortrag, gehalten auf der Tagung »Wege aus der Erziehungskrise durch Selbstverwaltung der Schule« der Landes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Waldorfschulen in Rheinland-Pfalz und Saarland am 27. 4. 1994 in Mainz.
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Theo Liket: Schulautonomie im niederlandischen Staatsschulwesen

Ehre, aber auch eine ungeheuer interessante Arbeit. Dadurch werde ich tdg-
lich mit der deutschen Realitit konfrontiert, und ich weif3, weil ich auch in
anderen Léndern tétig bin (von Amerika bis zum neuen Ruflland), wie
schwierig es ist, ein Bildungssystem kennenzulernen. Man spricht sich dar-
iiber leicht aus, aber man macht da so viele Fehler. Jeden Tag lernt man da-
zu, auch heute habe ich wieder dazugelernt, als ich vom Sprecher aus dem
Ministerium gehort habe: daB3 es eigentlich eine Genehmigung ist, wenn
man Freiheit (an) den Schulen gibt. So hart habe ich es noch nie sagen
gehort. Das war fiir mich eine wirkliche Uberraschung, und ich kann mir
vorstellen, daf3 es Juristen gibt, die daraus eine Situation ableiten konnen,
daf der Staat verfassungswidrig arbeitet. Das sage ich, ohne meine prinzipi-
elle Loyalitdt zum Beamtentum, (ich war selber Beamter), aufzugeben.

Ich muf} dann noch sagen, dal3 es viele Vorurteile iiber unsere Lénder gibt.
Man sagt manchmal: in England ist alles gestattet, was nicht verboten ist, in
den Niederlanden ist alles verboten, was nicht gestattet ist, in Deutschland ist
alles verboten, auch was gestattet ist, und in Frankreich ist alles gestattet,
auch was verboten ist. Ich lebe ein Drittel des Jahres in Siidfrankreich, bin
dort auch, zwar nichtim Schulverband, aber mit Leuten zusammen, habe dort
auch wieder gelernt, daf} es bei den Franzosen drei Tabus gibt: da kann man
nicht iiber Politik, nicht iiber Religion und nicht iiber Sex sprechen. Und weil
dies die einzigen Dinge sind, iiber die wir in den Niederlanden sprechen, ist
die Kommunikation auch nicht so leicht. Diese Vorurteile bestehen. Das Wort
»Verholldnderung«, das heute fiel zum Beispiel. Sie verstehen: es ist fiir uns
eine Ehre, wenn wir iiberhaupt genannt werden. Aber da muf3 ich doch etwas
korrigieren, denn da gibt es noch ein bilchen Bedarf an Vorkenntnis. Denn
Niederlande, wenn Sie das Land vor sich haben, das sieht so aus:

Holland und Niederlande
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Theo Liket: Schulautonomie im niederlandischen Staatsschulwesen

Da gibt es zwei Provinzen: Nord- und Siidholland. Das ist eigentlich
Holland. Und Einwohner der anderen Provinzen, die finden es gar nicht
schon, wenn man sagt: sie sind Holldnder. Sie erwidern: ich bin Niederldn-
der, denn unser Land heif3it Niederlande. Man sollte also sagen: » Vernieder-
ldnderung«. Das hat auch noch den Vorteil, dafl die Gegner unseres Systems
auch noch das Wort »Nieder« drin haben.

Liebe Zuhorer, zuriick zu dem Thema. Es geht mir darum, daB ich hier
bin, Ihnen etwas zu erzihlen iiber ein System eines Landes (nicht weit von
hier), wo wir das anders geregelt haben als Sie. Und dennoch fiihrt das nicht
zur Holle. Die internationalen Vergleiche, die sehr intensiv von dem interna-
tionalen Institut .LE.A. weltweit gemacht werden, zeigen, dal Niederlande
und Deutschland einander sehr nahe sind, wenn es um die Resultate geht.
Niederlande ist in den meisten Féchern ein bi3chen besser, aber nicht signi-
fikant. Die Systeme sind, was ihren Output betrifft, nicht so sehr unter-
schiedlich. Und beide sind nicht schlecht.

Entwicklungen in Europa

In Europa gibt es heutzutage eigentlich vier Trends, Tendenzen, die ich ger-
ne demonstriere. Ich tue dies schnell, denn die Zeit ist kurz. Ich beschrianke
mich auf die Hauptpunkte.

1. Es gibt international eine zunehmende Autonomie von Bildungsinstitu-
tionen. Dies gibt es nicht nur in den Niederlanden, hier in Deutschland wird
es diskutiert, es wird auch effektiv gemacht, z.B. in Bremen oder in Nord-
rhein-Westfalen. Auch in Hessen gibt es Ansitze, die teilweise schon in Ge-
setze eingegangen sind. Ich arbeite in Bremen mit der Schulaufsicht und
auch mit Schulleitern und Schulen, um interne Evaluation') zu iiben, und ich
mul} sagen, daf} es nicht wahr ist, da3 Schulen daran nicht interessiert sind.
Ich habe auch heute herausgehort: die Lehrer wollen das schon, die Schul-
leiter wollen das schon. Kein Teil der Gesellschaft ist so qualifiziert wie im
Bildungswesen, es sind fast alle Akademiker. Die haben alle mal die Hoch-
schulreife erreicht und werden damit als selbstindig denkende Menschen in
die Universitit eingefiihrt. Nachher machen sie auch noch ein Universitits-
studium und kommen in die Schule. Aber dort werden sie von unten bis
oben begleitet und dann auch noch wieder jeden Tag kontrolliert, Regle-
mentierungen ausgesetzt, wie es dies sonstwo kaum gibt. Wenn ich mit

) Evaluation ist ein Sammelbegriff fiir verschiedene der Qualititsvorsorge und Qualitiitsiiberwachung dienende In-
strumente (Red.).
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Theo Liket: Schulautonomie im niederlandischen Staatsschulwesen

deutschen Schulleitern spreche, bin ich manchmal iiberrascht, welche
Blockaden da sind. Es gibt heutzutage Verbindungen zwischen europdi-
schen Sekundarschulen, nur die Deutschen haben Schwierigkeiten, daran
teilzunehmen, weil alles blockiert ist, weil man hier immer fragen muf3: darf
das sein? Die Schulaufsicht darf sagen, ob ja oder nein, und es hdngt von der
Person der Schulaufsicht ab, ob man das darf oder nicht. Es gibt kaum eine
Berufungsmoglichkeit oder es dauert zu lange, dann ist das Interesse schon
langst vergangen. Ich kritisiere nicht, ich sehe nur. In allen europdischen
Liandern nimmt man eine Entwicklung wahr, worin Schulen zunehmend
grofBere Freirdume bekommen, wodurch Entscheidungen auf dem niedrigst
moglichen Niveau getroffen werden konnen. Das heifit: Pauschalfinanzie-
rung, relativ autonome Planung, pddagogisch-didaktische Vielfalt, Profilie-
rung und so weiter. Ich pladiere nicht fiir privatisierte Schulen, aber fiir sehr
viel grolere Freiheitsgrade innerhalb des bestehenden Systems.

2. Eine zweite europdische Tendenz ist die Entwicklung von adiquaten Sy-
stemen fiir Qualitidtspriifung und Qualititsverbesserung. Wenn man sagt
,,Verhollinderung®, dann meint man, da3 wir keine Qualitiatskontrolle ma-
chen. Ich glaube, da} die Qualititskontrolle, die wir heute in den Niederlan-
den allmé#hlich bekommen, vielmehr dazu beitrégt, die Qualitit der Schulen
zu erhohen, weil es nicht nur um Autoritit, weil es nicht nur um die Noten
geht, weil es gerade um den ganzheitlichen Prozel3 der Schulen geht. Darauf
komme ich spéter noch einmal zuriick.

Das alles heifit Qualititspriifung, Selbstevaluation der Schule, und vom
Staat aus auch externe Evaluation, denn auch in den Niederlanden steht das
Schulsystem unter Aufsicht des Staates.

3. Die Internationalisierung — dariiber sehr kurz. Wir alle sehen, wie wichtig
es ist, Schiiler nicht nur bekannt zu machen mit anderen Kulturen und Ge-
wohnheiten, sondern sie auch vorzubereiten auf eine Gesellschaft, die mul-
tikulturell ist und bleiben wird. Auch die Moglichkeit, daf} Schiiler in der
Zukunft vielleicht Arbeit finden werden in anderen Léndern, bringt uns da-
zu, Schiiler viel offener und weniger national-zentrisch zu erziehen. Die
ndchsten Generationen werden ohne Zweifel in einer europdischen Welt
leben, in der Flexibilitidt, Anpassungsvermodgen und Kreativitdt wichtig
sind, und in der Auslédnderfeindlichkeit und enger Nationalismus individu-
ell und kollektiv kontra-produktiv sind. Daher ist Internationalisierung des
Unterrichts in vielen Aspekten notwendig.

4. Das Lernen und Gebrauchen von Fremdsprachen. Es ist, glaube ich,
schon gesagt worden heute, dal das Lernen wenigstens einer zweiten
Fremdsprache fiir jedes Land sehr wichtig ist. Nicht nur, weil man sich dann
besser im Ausland verstidndigen kann, sondern auch weil man Einsicht be-
kommt in eine andere Kultur und die Fenster aufgehen. Wenn wir in den
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Niederlanden das deutsche Fernsehen einschalten, und ich sehe dann den
Schauspieler Woody Allen und hore ihn deutsch sprechen, empfinde ich das
als Kulturbarbarismus. Die Stimme eines Schauspielers macht doch 50 %
seiner Prasenz aus. Es gibt ja gute Mittel, dem entgegenzuwirken, z.B.
Zweikanalton. Eine dritte Fremdsprache in der Schule wiirde fiir das Offnen
der Fenster noch besser sein.

Verselbstindigung der Schule

Ich gehe auch ein bilchen auf die Vortriage von heute ein, wo die Ursachen
dieser Diskussion liber Autonomie angeschnitten wurden. Ich finde es gut,
das Wort » Autonomie« nicht zu viel zu benutzen, sondern zu sagen: grof3ere
Verselbstiandigung der Schulen. Denn die Schule ist natiirlich gar nicht ganz
frei, soll das auch nicht sein — denn sie ist eingebunden in eine Gesellschaft.
Der Staat: das sind eigentlich wir zusammen. Das sind nicht die Behorden,
das sind wir. Und wir konnen Gesetze dndern, wir konnen Dinge anders ma-
chen. Es gibt viele Argumente fiir Verselbstindigung der Schulen, pddago-
gisch-didaktische, organisatorische, soziale und auch finanzielle Argumen-
te.

Ich beschrianke mich hier sehr. Erstens nenne ich den Punkt, daf} klar ge-
worden ist - und dies ist ein paddagogisch-didaktisches Argument —, daB} na-
tionale Reformbewegungen alle gescheitert sind. Das wissen wir. In den
sechziger Jahren kam das sogenannte R.D.D. — System aus Amerika herti-
ber. (Research — Development — Dissemination).

Es waren kluge Leute, die sagten, so soll eine Schule sein. Dann kam
der Moment, wo Versuchsschulen gemacht wurden, zehn bis zwolf. Da
machte man Versuche mit viel Geld. Das gelingt immer, das wird nicht
evaluiert, denn das hat natiirlich 6fters auch einen politischen Hinter-
grund. Und wenn das dann gelungen ist nach zwei bis drei Jahren, dann
wird das umgesetzt im ganzen Land. Meistens ohne Geld, aber dann ist
der Moment gekommen, wo das jeder tun soll, wo dies im Gesetz festge-
legt wird. Man hat geglaubt, da3 man damit Schulen dndert. Wir sind heu-
te nach vielen Forschungen soweit, da3 wir wissen, da3 Schulen eine ei-
gene Identitdt haben, dal Schulen etwas bedeuten fiir die Leute, die darin
arbeiten. Und die Gesamtheit von Schulleitung, Tragerschaft, Lehrern,
Schiilern und Eltern gehoren zu einer Gemeinschaft. (Ich muf3 betonen,
daB Schultrdger in den Niederlanden etwas ganz anderes heifit als bei Ih-
nen: der Schultrdger in den Niederlanden steht der Schule sehr nahe. Fast
jede Schule hat einen eigenen Schultriager). Und wir sprechen heutzutage
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vielmehr von einer lernenden Organisation, d.h. einer Organisation, in der
die Teilnehmer zusammen versuchen, die Dinge zu tun, und ich glaube,
dal es ein goldener Gedanke der Regierung war, dafl diese neue Welle
von Autonomie in den Niederlanden in den achtziger Jahren stattfand, ob-
wohl die Schulen schon sehr frei waren.

Interessant ist, daB da eine Situation entstand, worin nicht gesagt wurde:
jetzt sollen alle Schulen die Verselbstindigung auch so machen, dal man es
anders macht. Man hat gesagt: Schulen, die sich wohlfiihlen in der Situati-
on, in der sie jetzt arbeiten, sollen das beibehalten. Die Schule muf3 erst mo-
tiviert sein, um das Neue zu tun. Jetzt siecht man auch in den Niederlanden,
daf} allmaihlich viel mehr Schulen diese Freiheit wirklich in Anspruch neh-
men. Und wenn dies eine Schule tut, motiviert sie damit auch andere Schu-
len, das zu tun. Ein biSichen Wettbewerb im Unterricht ist gar nicht so
schlecht. Meiner Meinung nach war es sehr gut, daf} da kein Zwang ent-
stand. Man hat nur den Schulen, die das wollten, es moglich gemacht, das
innerhalb der Gesetze zu tun.

Ich mochte jetzt etwas iiber die Prinzipien der niederldndischen Situation
erzédhlen, und da muf ich sagen, da3 die niederldndische Verfassung in bezug
auf Bildung fast genauso ist wie die deutsche. Aber wir haben daraus andere
Konsequenzen gezogen. Es ist eine Sache der Interpretation. Weil Deutsch-
land meines Erachtens meistens von Juristen gefiihrt wird, die von Piadagogik
und Schule wenig wissen, glaube ich, daf} das eine der Ursachen ist, daB3 sich
da wenig bewegt. Juristen haben andere Interessen, die wollen schone Geset-
ze haben, und wenn etwas passiert, was sie nicht erwartet haben, dann macht
man einen neuen Artikel, dann wird das abgedeckt und damit ist dann wieder
Schlu3. Und derselbe Holzapfel, der heute schon zitiert wurde, hat mir ge-
sagt: »Ach, wer kennt schon diese dicken Biicher, die werden doch gar nicht
gelesen, es gibt doch Papierkorbe. Sie dienen nur dazu, daf}, wenn etwas pas-
siert, man weif}, wer schuldig ist.« Darum geht es. Daf} man nachspiiren und
sagen kann: »aha, der ist es.« Ich hore das von Deutschen selber, ich habe das
nichtausgedacht. Die sagen: die Deutschen machen keine Steuerung, die ma-
chen Reglementierung. Wir sprechen heutzutage mehr iiber »interaktive
Steuerung«, und meinen damit, daf3 eine mehr gleichwertige Relation besteht
zwischen den verschiedenen Ebenen, auf denen Bildungspolitik gemacht
wird. Dabei ist Dialog und Flexibilitit wichtiger als Anweisung und Regle-
mentierung und, wie es sich in der Praxis herausstellt, auch produktiver.

Privatschulen in Europa

Jetzt mochte ich etwas sagen — ganz kurz — iiber die Verteilung von Privat-
schulen in Europa.
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Sie sehen EU-Linder mit dem Prozentsatz der Schiiler auf Privatschulen.
Sie sehen, wir in den Niederlanden haben 75 % Privatschulen. Das sind kei-
ne privatisierten Schulen, die gehdren zu unserem nationalen Schulsystem.
Belgien hat eine dhnliche Situation wie die Niederlande.

Spanien — das ist eine ganz interessante Geschichte, vor der ich die Deut-
schen immer warne. In Spanien ist das passiert, was hier schon mal ange-
deutet wurde: es kann sein, daf} die staatliche Schule sich so unbeweglich
verhilt, daB es auf einmal eine Explosion von Privatschulen gibt. Und dann
schldgt die Chancenungleichheit erst recht zu. Denn das, was ich von
Deutschland auch heute wieder gehort habe — und es geht mir nicht um die
Waldorfschulen, die sind mir lieb, aber nicht lieber als die Montessori-
Schulen und all die anderen, die auch ihre eigenen padagogisch-didakti-
schen Ideen haben, — es ist meiner Meinung nach verfassungswidrig, wenn
man diesen Schulen weniger bezahlt als den Staatsschulen.

Man miif3te einen Juristen finden, der das mal untersucht, die konnen ja al-
les. Es besteht die Moglichkeit, da3 man sagt: wenn im Gesetz steht, daf der
Unterricht eigentlich frei ist und daf3 der Staat dafiir verantwortlich ist, dann
kommt der Unterricht zu kurz, wenn man den Schulen unterschiedlich viel
Geld gibt. Und dann entsteht die Ungleichheit, weil nur die Eltern, die die
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Differenzen bezahlen konnen, ihre Kinder auf diese Schule schicken. Das
sind auch manchmal dieselben, die in den Ministerien sitzen und sagen, es
soll eine Staatsschule sein, aber ihre eigenen Kinder in die Waldorfschule
schicken. In den Niederlanden werden alle Schulen dhnlich bezahlt: 100 %.
Und, wenn es 75 % Schulen gibt mit privater Tragerschaft, kann man nicht
mehr von elitdren Schulen reden.

Weiter kann man sagen, daf es, wenn es um das Verhiltnis zwischen Staat
und Schulen geht, eigentlich zwei verschiedene Anndherungen gibt. Auch
das niederldndische Schulsystem hat urspriinglich angefangen in der soge-
nannten franzosischen Zeit. Die Niederlande waren damals von 1795 bis
1813 besetzt von Frankreich, und in dieser Zeit wurde das Schulwesen ge-
griindet, und das war natiirlich napoleonisch. Das hatte alle Kennzeichen ei-
ner preuBlischen Schule, da wurde alles geregelt. Und in so einem System ist
der Lehrer Beamter, denn er fiihrt das aus, was vom Staat aus vorher als
»gut« angesehen wird. Er ist im Dienst des Staates. All diese Worter kann
man auch heute noch im deutschen Gesetz vorfinden: Dienstherr, Hoheit,
Personalhoheit, das sind alles Begriffe, die ich erst in Deutschland gelernt
habe.

Die Konsequenz ist, dafl es auch eine Aufsicht gibt, die hierarchisch den
Lehrern iibergeordnet ist und Anweisungen geben und sagen kann: das
machst du nicht gut, du sollst das anders machen, denn ich vertrete den
Staat. Das ist ein System, das ist das Prinzip, Qualititsgarantie soll im vor-
aus gewihrleistet sein, nichts soll schiefgehen. Schulen sollen dhnlich sein,
und wie ich es in meinem Buch?) geschrieben habe (das stammt aus Frank-
reich): daf} der franzosiche Beamte aus Paris gliicklich ist, wenn er weil3,
daB in Toulouse und in Bordeaux im selben Augenblick gelacht wird, und
wenn es sein kann, iiber denselben Witz. Dann hat man die Garantie, daf} al-
les dhnlich ist. Hiermit ist ein zentralistisches System ziemlich genau cha-
rakterisiert. Dann trat in der zweiten Hilfte des neunzehnten Jahrhunderts
in den Niederlanden die Situation ein, daf} ein Drittel der Schulen evange-
lisch und ein Drittel katholisch waren. Das fiihrte zu einem Emanzipations-
kampf dieser Gruppen: die haben versucht, ihre eigenen Schulen zu subven-
tionieren und unabhéngig von diesen staatlichen Bedingungen zu sein und
doch subventioniert zu werden. Der Schulstreit, der damals entstand und
1917 endete (mitten im Weltkrieg, aber da waren die Niederlande nicht
drin), hatte das Ziel, eigene Schulen zu griinden, und wir sind froh, daf die-
ser Kampf stattgefunden hat.

Er fiihrte zur Anderung des Grundgesetzes, und es wurde beschlossen:
das Erteilen von Unterricht ist frei, und der Staat hatte nicht mehr eine rein

2) TheoM.E. Liket: Freiheit und Verantwortung, Verlag Bertelsmann Stiftung, Giitersloh, 1993, ISBN 3-89204-118-0.
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direktive, sondern eine distributive Aufgabe. Man gab das Geld an die ver-
schiedenen Schulen ab, vieles war frei, die hundertprozentige Subventio-
nierung wurde {iber alle Schulen ausgebreitet, aber es gab natiirlich Bedin-
gungen. Damals gab es doch noch ein bestimmtes nationales Curriculum, es
gab von diesem Moment an auch ein nationales Examen am Ende der Se-
kundarstufe, und was wichtig war: die Schulen haben das bezahlt mit einer
nationalen Schulaufsicht, die also iiber den verschiedenen Gruppen arbeitet.
Sie hatte nur in den staatlichen Schulen Weisungsbefugnis, aber auch in den
anderen Schulen Rechtsaufsicht (keine Fachaufsicht), die auch stimulierend
war und natiirlich guckte, ob dort alles richtig lauft.

Dann 1970 kommt eine neue Welle, das war der Anfang des sogenannten
konstruktiven Bildungsbereichs. Da hat man versucht, durch nationale Pro-
jekte den Unterricht zu indern. Wie gesagt, das hat keine wesentlichen An-
derungen gebracht. In den letzten zehn Jahren kommt dann, was wir jetzt
haben: eine selektive Steuerung. Das heif3t also, die Schulen und Universita-
ten werden verselbstidndigt in vieler Hinsicht und der Staat greift nur ein,
wenn es notig ist; bei bestimmten, allgemein geltenden Angelegenheiten —
wie Chancengleichheit, oder bei Schulen, die mit grolen Problemen kdmp-
fen usw. — da hat der Staat immer noch die Moglichkeit einzugreifen. Aber —
und das ist auch der Titel meines Buches — es geht nicht nur um Freiheit,
sondern auch um Rechenschaft, Verantwortung. Das Hauptprinzip der Re-
chenschaft in den Schulen ist, was wir Qualitdtssorge nennen, und das be-
steht aus zwei Unterteilen. Das ist einerseits Qualitétsiiberwachung, man
kann auch sagen Kontrolle. Aber Qualitéitsiiberwachung, ohne dal} es zu
Qualitédtsverbesserung fiihrt, hat keinen Zweck. Das ist dasselbe, wenn man
mit einem Lehrer spricht und sagt, was seine guten und schwachen Punkte
sind, und man hat nichts dabei anzubieten. Wenn man nicht sagen kann, was
mit den schwachen Punkten weiter passieren soll, dann hat die Mitteilung
keinen Zweck. Dann geht er nur ungliicklich nach Hause.

Der Zyklus der Qualitditssorge

‘Worum es bei der Verantwortung geht, was die Prinzipien sind, und wie die
Schulaufsicht in einer neuen Rolle da mitspielt, wie das im groBen und
ganzen organisiert ist, mochte ich gerne anhand einer Folie erklédren (vgl.
Abbildung S. 17). Ausgangspunkt ist, daf} die Schule sich intern iiber eine
Menge piddagogisch-didaktischer und organisatorischer Angelegenheiten
ausspricht.

Hier ist es wichtig zu verstehen, daf3 traditionell die sogenannte Autono-
mie des Lehrers beginnt, wenn er die Tiir des Klassenzimmers schlief3t.
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Aber wir finden, daf} eine autonome Schule eine Schule ist, in der Lehrer
mehr tun als nur die Tiir schlieBen. Sie verstiandigen sich vielmehr unterein-
ander iiber das, was sie in der Schule zusammen machen. Denn Schule ist ei-
ne Einheit. Sie ist nicht eine Aufzihlung von Atomen, die morgens kommen
und abends weggehen.

Die relative Schulautonomie fordert, dal Lehrer sich beteiligen an mehr
als nur an ihrem Fach. Wir sagen natiirlich nicht, dal das Fach nicht wichtig
ist. Natiirlich ist es sehr wichtig, es bleibt Nummer Eins. Aber es ist nicht
geniigend, daher wurde auch in den Niederlanden jetzt eingefiihrt, daf} die
Lehrer normal 40 Stunden in der Woche in der Schule arbeiten. Und wir
zidhlen den Lehrerbedarf nicht mehr nach Unterrichtstunden, man ist nicht
mehr soundsoviel Stunden angestellt. Man ist angestellt oder man ist nicht
angestellt. Und wie dann der Lehrer in der Schule seine Zeit verbringt, ob er
das mit einer Klasse macht, ob er mit kleinen Gruppen arbeitet, ob er in einer
Versammlung sitzt, das wird in der Schule mit einem Jahresplan entschie-
den. Und da gibt es also nicht mehr eine Anstellung fiir soundsoviel Stun-
den, denn dadurch wird suggeriert, da3 man nur fiir Stunden da ist.

Zum Beispiel: die Frage kann vorliegen, ob die Schule in Stunden denken
soll. Das Naturgesetz der 45 Minuten kann durchbrochen werden. Man kann
sich ganz andere, modernere Weisen von Kenntnis- und Verhaltensiibertra-
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gungen vorstellen als mit diesem System. Und die Schule ist in den Nieder-
landen frei, das selber zu organisieren.

Was jetzt in den Niederlanden passiert, ich glaube, das ist der grofite Ge-
winn: daB} nicht mehr die Organisation der Schule iiber die pidagogisch-di-
daktischen Ziele der Schule dominant ist.

Die internen Entscheidungen vieler Art werden vom Kollegium getroffen,
und das fiihrt zum Planungsdokument. Das Planungsdokument ist gesetz-
lich weitgehend vorgeschrieben. Da steht im Gesetz der Niederlande, was
dieses enthalten soll — nicht inhaltlich, aber welche Themen da angeriihrt
werden miissen. Zum Beispiel: was ist die padagogisch-didaktische Zielset-
zung der Schule; wie wird der Unterricht organisiert, mit Stunden oder an-
deren Zeiteinheiten. Stundentafeln gibt es in den Niederlanden nicht mehr,
sie sind abgeschafft. Die Schule ist frei, das selber zu organisieren. Es gibt
Berichte, aber man hat nicht mehr soundsoviel Stunden Mathematik in der
Woche, im Jahr usw. Das entscheidet die Schule selbst.

Und dann steht noch drin, wie Schiiler begleitet werden, was die Qualifi-
kationssituation der Lehrer ist; der Gedankenaustausch mit den Eltern, wie
das alles gemacht wird.

Das Dokument wird von den Schulen sehr gut vorbereitet und muf} alle
zwei Jahre erneuert werden. Das bildet dann die Basis fiir die Arbeit. Wenn
die Arbeit ausgefiihrt wird, sorgt die Schule auch fiir eine addquate interne
Evaluation, die zweijdhrlich zu einem Evaluationsbericht der Schule fiihrt,
wofiir Form- und Inhaltscharakteristiken auch im Gesetz beschrieben sind.
Die Schule ist iibrigens frei, ihre eigene Selbstevaluation zu organisieren.

Zum Abschluf} von diesem Zyklus gibt es eine staatlich organisierte exter-
ne Evaluation. Dazu kommt die Schulaufsicht (bestehend aus drei bis vier
Personen) im Prinzip alle fiinf Jahre fiir drei bis vier Tage in die Schule,
guckt sich die Schule an. Sie sprechen mit Eltern, mit Schiilern, mit Lehrern,
gucken sich das Planungsdokument und den Evaluationsbericht an und ha-
ben nach einigen Tagen eine Meinung iiber die Schule und schreiben einen
Bericht. Faktisch wird der Schule ein Spiegel vorgehalten, wobei Planung
und Realitit miteinander verglichen werden.

Dann sagen sie, hier haben Sie Ihr Planungsdokument und wir haben das
und das gesehen und das deckt sich nicht vollig. Der daraus folgende Dialog
dient dazu, der Schule Moglichkeiten zu geben, von externer Riickkopplung
zu profitieren. Hierbei hat die Schulaufsicht nicht das Anweisungsrecht,
aber sie benutzt die professionelle Evaluationskompetenz zur Hilfe der
Schule. Sie kommt und guckt zu und verfafit einen Bericht, der innerhalb der
Schule bleibt.

Also, wie gesagt, die Schule ist gesetzlich verpflichtet, alle zwei Jahre ei-
nen Evaluationsbericht zu schreiben. Die Themen sind gesetzlich festge-
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legt. Also man kann nicht sagen, daf hier der Staat nicht aktiv ist. Wir wol-
len, daf} die Schulen ihre eigene Qualitit tiberwachen. Dann kommt die ex-
terne Evaluation, die ist nicht so hdufig wie die Selbstevalution. Nach dem
Dialog wird wieder das Planungsdokument geédndert, und alles fingt von
neuem an.

Die Schulaufsicht hat iibrigens noch eine andere wichtige Aufgabe, die
vielleicht noch interessanter ist. Die Schulaufsicht berichtet iiber das Schul-
system, wie es im gro3en und ganzen besteht. Sie wihlt eine Gruppe von
Schulen aus und guckt nach bestimmten Themen, z.B. nach dem Fremd-
sprachenunterricht in der Sekundarstufe II. Dann bildet man zwei Jahre lang
in der Schulaufsicht eine Gruppe, die in die verschiedenen Schulen kommt,
eine Gruppe von Schulen, die ausgewéhlt wird. Dann wird ein Bericht ge-
schrieben, wobei es nicht um die einzelne Schule geht, sondern um eine Be-
schreibung des Themas. Diese Berichte werden unmittelbar publiziert und
stehen national im Interesse. Und die Schulaufsicht, die sich zuvor in einer
Existenzkrise befand, weil das Verhéltnis zu den Schulen in dieser Zeit ei-
gentlich nicht mehr pafite, auch weil sie nur benutzt wurde als Feuerwehr
fiir die Politik und einen Januskopf in der Schule hatte, spielt jetzt eine ande-
re Rolle. Diese neue Arbeitsweise der Schulaufsicht hat in den Niederlan-
den zu mehr Arbeitsfreude Anlafl gegeben. Man wird wieder serids genom-
men, und diese Publikationen werden im Fernsehen und die besprochenen
Themen werden in Zeitungen und im Fernsehen sehr hidufig zum Thema ei-
ner Diskussion gemacht.

Hiermit sind die zwei Hauptaufgaben der Schulaufsicht beschrieben, wo-
bei man im selben Augenblick die Schulaufsicht aus den Exekutivaufgaben
herausgenommen hat. Es ist klar, daf hieriiber viel mehr zu erzidhlen ist, und
daf viele Fragen aufkommen. Die Zeit reicht nicht, hierauf jetzt weiter ein-
zugehen.

Personalaspekte

Zum Schluf} etwas liber die Personalpolitik. Sie verstehen, daf viele Ent-
scheidungen, die frither vom Ministerium und sonstwo gemacht wurden,
jetzt von der Schule aus gemacht werden konnen. Das heif3t, da3 man dafiir
auch die Kompetenz hat, so einen Prozefl durchzufiihren: das unterstellt ei-
ne hohere Professionalisierung, Vorbildung, Ausbildung.

Seit jeher werden Schulleiter und Lehrer vom Schultriger selber gewor-
ben und ernannt. Wir bilden unsere Schulleiter heute universitidr aus. Und
die konnen sich dann nachher bewerben. Es gibt keine Garantie dafiir, daB3,
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wer das Studium absolviert hat, auch Schulleiter wird. Da muf3 man sich
noch bewerben, denn die Schulen haben die Freiheit, ihr eigenes Personal
einzustellen und zu entlassen. Fiir Schulleiter gilt das also auch. Diskutiert
wird auch die Ernennung auf Lebenszeit fiir Schulleiter. Der Gedanke wird
stirker, daf} das fiir die Schule nicht gut ist.

Einen Schulleiter soll man auf einer Schule zum Beispiel acht Jahre ha-
ben, wenn er alles wunderbar macht, vielleicht 12 Jahre, und damit Schluf3.
Dann kommt eine Erosion, dann besteht die Gefahr, daf3 nichts mehr pas-
siert. Der Schultriager kann entscheiden, ob die Amtszeit vier, acht oder 12
Jahre dauert oder vielleicht 10 Jahre. Anhand der Selbstevaluation kann
man dann Entscheidungen treffen.

Instrumente wie: Arbeitsgespriche, Beurteilungsgespriche und Fragebo-
gen kann man benutzen fiir eine moderne interne Evaluation, womit man
Lehrer und natiirlich auch die Schulleitung beurteilen kann. Das wird all-
mihlich alles in den Niederlanden gemacht. Es ist klar, daB Methoden und
Techniken sehr gut verstanden werden miissen und daf3 ein Kollegium nicht
ohne gute Uberzeugung mit diesen Instrumenten hantiert. Wir sind aber da-
von iiberzeugt, daf} in der heutigen offenen Gesellschaft derartige Arbeits-
weisen nicht mehr fehlen konnen. In den meisten anderen Berufen ist es
ganz normal, dal Menschen periodisch feed-back bekommen iiber starke
und schwichere Punkte ihrer Arbeit. Und wenn man daran gewohnt ist,
stellt sich heraus, dafl die Widerstidnde, die es natiirlich am Anfang gibt,
schnell verschwinden.

Sie verstehen jetzt, was wir unter einer lernenden Organisation verstehen.
Eine Organisation, worin Personen, die zusammen auf dem Wege sind, ihre
Arbeit so gut wie moglich zu machen und darin jedes Jahr etwas Neues zu
versuchen, das in relativer Freiheit, aber mit personlicher und kollektiver
Verantwortung machen.

Zum SchluBi noch folgendes: Ich bin froh, da3 Holland so serios genommen
wird, z.B. mit so einem Wort wie Verniederldnderung (es klingt ein biichen
wie Verelendung). Ich behaupte nicht, daB bei uns das Paradies ausgebrochen
ist, denn es gibt bei uns noch sehr viel zu wiinschen iibrig. Auch bei uns istes
so, daf nicht alle Lehrer fiir diese Angelegenheiten motiviert sind. Aber es
gibt jetzt die Moglichkeit an den Schulen, das einzufordern. Wenn die Schu-
len das altmodisch machen wollen, gut. Aber die Leute, die neue Dinge wol-
len, sind nicht mehr frustriert, weil die Gesetze und Blockaden das nicht mehr
verhindern. Schulleiter und Lehrer werden motiviert, ihre wichtige Arbeit
neu zu durchdenken, und konnen unter bestimmten Bedingungen ihre Ideen
besser verarbeiten als vorher. Gleichzeitig istder Staat so sorgfiltig, dal Qua-
litatsgarantien und soziale Bedingungen aufrecht erhalten bleiben. Keine
Anarchie also, aber richtige Freiheit und Verantwortung.
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Autonomie »verfassungswidrig«™® —

Lehrerverband befiirchtet »Rite-System« in den Schulen

BONN. Der Deutsche Lehrerverband
(DL) ist entschieden gegen die bildungs-
politischen Bestrebungen nach mehr
Schul-Autonomie. Entsprechende Vor-
stoBBe, wie sie zur Zeit vor allem in den
Stadtstaaten Hamburg und Bremen erwo-
gen werden und auch in parteipolitischen
Grundsatzprogrammen enthalten sind,
seien »verfassungswidrig und sozial se-
lektiv«, erklirte der DL jetztin Bonn.

Die Kritik der im DL zusammenge-
schlossenen Lehrerverbénde richtet sich
vor allem gegen die mit der Autonomie-
Diskussion geforderte »individuelle«, lo-
kale schulische Profilbildung; gegen eine
Freigabe der Stundentafeln und der Lehr-
pline; gegen das Anwerben von Lehr-
personal durch die Schule selbst; gegen
eine Schule als ertragsorientiertes Unter-
nehmen und gegen eine Akquisition von
Drittmitteln durch die Schulen selbst so-

*) aus der »Frankfurter Rundschau« vom 26. Mai 1994

wie gegen eine Kompetenzausweitung ge-
mischter Schulgremien. Mit dem Grund-
gesetz sei eindeutig festgelegt, daf3 das ge-
meinsame Schulwesen unter Aufsicht des
Staates stehe. Befiirchtet wird vom DL,
daB bei einer Ausweitung der Mitwirkung
von Schiilern und Eltern iiber nahezu pa-
ritatisch besetzte Gremien ein »Rite-Sy-
stem« in den Schulen etabliert wird. Das
Erteilen von Noten und die Vergabe von
Abschliissen seien aber »Hoheitsakte«.
Dabei werden die staatliche Verantwor-
tung fiir die Schule und der Beamtenstatus
der Lehrer untergraben. Gleichfalls unter-
grabe eine »autono-
me« Schule, der das Recht zur Auswahl
und Einstellung von Lehrern zugestanden
wird, das Prinzip der Personalhoheit des
Staates im Beamten- und im Schulbe-
reich.

dpa
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Das Recht auf Bildung
mit Bildungsgutscheinen finanzieren

Eckhard Behrens

Das Recht auf Bildung ist kein Recht auf gleiche Bildung, sondern in libera-
lem Verstdndnis ein Recht auf gleiche Chancen, die eigenen Bildungsvor-
stellungen verwirklichen zu konnen. Ein vielféltiges pddagogisches Ange-
bot ist daher eine unverzichtbare Voraussetzung der Verwirklichung des
Rechts auf Bildung. Eine weitere Voraussetzung gleicher Bildungschancen
ist die okonomische Gewihrleistung des Rechts auf Bildung durch einen
Anspruch des Kindes auf staatliche Finanzierung der Kosten seiner Schul-
bildung. Dieser Anspruch des Kindes wurde seit Jahrzehnten durch die Un-
entgeltlichkeit des Schul- und Hochschulwesens erfiillt.

Dieser Weg, die 6konomische Konsequenz aus dem Recht auf Bildung zu
ziehen, hat sich historisch als hinderlich erwiesen fiir die nach liberalem
Verstindnis wiinschenswerte Vielfalt im Bildungswesen: »Wer zahlt,
schafft an!« Die Unentgeltlichkeit fiihrte zur 6konomischen Absicherung
einer problematisch gewordenen pidagogischen Vereinheitlichung.

Vielfalt des Bildungswesens kann nur langsam entstehen auf dem Wege
der Deregulierung und der Stirkung der Selbstverwaltung der Bildungsein-
richtungen. Pddagogische Selbstverantwortung erfordert konomische Ver-
fligungsrechte der einzelnen Bildungseinrichtung. Sie braucht deshalb ei-
nen Globalhaushalt, also das Recht, iiber Art und Zeitpunkt der Ausgaben
frei zu bestimmen. Sie soll selbst abwigen, fiir welche padagogischen Mal3-
nahmen sie das staatlich bereitgestellte Geld am wirkungsvollsten einsetzen
kann.

Kopfbetrige sichern die Verantwortbarkeit von Globalhaushalten

Die einzelne Bildungseinrichtung darf aber dem Staat nicht unbeschrinkt in
die Tasche greifen. Der Umfang der Einnahmen des Globalhaushalts ist die
unverriickbare Grenze fiir den Gesamtumfang seiner Ausgaben. Umso
wichtiger ist es, dafl der Umfang der Einnahmen sicher vorhersehbar und an
den Umfang der padagogischen Aufgaben, also an die Zahl und die Zusam-
mensetzung der Schiilerschaft gekoppelt ist. Der Staat darf die fiir die Un-
terrichtung der Schiiler bereitgestellten Finanzmittel nicht willkiirlich oder
in undurchschaubarer Weise auf die einzelnen Bildungseinrichtungen ver-
teilen. Er sollte dies vielmehr streng nach der Kopfzahl der Schiiler tun — nur
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differenziert nach nachweisbar unterschiedlichen Kosten, z.B. von Behin-
derten, Aussiedlern, Klassenstufen oder Studiengingen.

Mehr Mittel als bisher fordert dieses Finanzierungsverfahren dem Staat
nur dann ab, wenn die Schiiler- und/oder Studentenzahl landesweit steigt.
Natiirlich bediirfen die Kopfbetréige einer jahrlichen Anpassung an die Ent-
wicklung der Personal-, Sachmittel- und Raumkosten.

Die Finanzierung der Globalhaushalte der Bildungseinrichtungen nach
der Kopfzahl wird den piadagogischen Wettbewerb um Schiiler bzw. Stu-
denten fordern und dazu fiihren, daB jede Einrichtung bestrebt sein wird, ei-
ne besonders kostengiinstige und piadagogisch effiziente Schiilerzahl zu er-
reichen und auf Dauer zu halten. Fiir grole und kleine Einzugsbereiche
werden sich unterschiedliche Schulkonzepte als kostenoptimal erweisen.
Wo es die Einzugsbereiche nahelegen, werden zu kleine Schulen sich frei-
willig zu groeren Einheiten zusammenschlieBen. Zu gro3e Einheiten, in
denen kein ausreichender pddagogischer Konsens gebildet oder wegen zu
groBBer Anonymitit ein pddagogischer Erfolg nicht ausreichend gewéhrlei-
stet werden kann, werden sich in selbstidndige padagogische Einheiten tei-
len. Wer die Widerstidnde gegen obrigkeitliche Schulentwicklungsplanung
nicht vergessen hat, wird das Eigenbestreben, optimale Betriebsgrofien her-
auszufinden und zu verwirklichen, rasch schétzen lernen. Die Angebots-
struktur paf3t sich freiwillig der ortlichen Nachfrage an.

Bildungsgutscheine steigern das Recht auf Bildung zur individuellen
Okonomischen Moglichkeit der freien Wahl unter einem sich frei ent-
wickelnden Bildungsangebot.

Der Bildungsgutschein verbrieft dem einzelnen Schiiler oder Studenten die
staatliche Finanzierung der Kosten des Unterrichts, den er aus einem in frei-
er Entwicklung befindlichen Angebot fiir seine Bildung selbst auswéhlt.
Der Staat stellt den Bildungsgutschein auf den Namen des Schiilers oder
Studenten aus. Dieser hiindigt ihn der Bildungseinrichtung aus, die ihn auf-
genommen hat. Die Bildungseinrichtung 16st den Gutschein zu dem darauf
genannten Betrag beim Staat gegen sofortige Zahlung ein. Der Bildungsgut-
schein gewihrleistet den Schiilern und Studenten die Gleichheit der Bil-
dungschancen in einem vielféltigen Bildungswesen.

Der Bildungsgutschein gewdhrleistet den Bildungseinrichtungen die
péadagogische Freiheit, ihr Angebot ohne 6konomische Gingelung durch
groBle Geldgeber zu gestalten. Der Obrigkeitsstaat muf3 seinen Einfluf auf
das Schulwesen an die freie Gesellschaft und die Pddagogen abtreten, damit
ein vielfiltiges padagogisches Angebot entstehen kann. Die Bildungsein-
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richtungen miissen dafiir in Selbstverwaltung und Selbstverantwortung das
Risiko tibernehmen und tragen, dal ihr Angebot in ausreichender Zahl
Nachfrager findet. IThr Angebot muf} sich im Wettbewerb immer wieder er-
neut behaupten. Die Werbung fiir ihr Angebot wird das Bewuftsein der
Schiiler und Studenten festigen, auf dem besten Bildungsweg zu sein. Das
wird ihren Lernwillen festigen und die Berufsfreude der Lehrerschaft eben-
so erhohen, wie deren BewuBtsein, ihr pidagogisches Konnen frei entfalten
zu diirfen. Alle Schulen werden besser werden, und dadurch wird das Recht
des Kindes auf Bildung immer besser verwirklicht werden.

Der Bildungsgutschein als Kompapf3 fiir 1000 Schritte zu Vielfalt im
Bildungswesen.

Die Grundidee ist einfach, ihre Verwirklichung erfordert viele Einzelschrit-
te; jeder von ihnen will iiberlegt und sorgfiltig auf das Endziel ausgerichtet
sein. Dann wird aber auch jeder dieser Einzelschritte schon schone padago-
gische Friichte tragen, auch wenn weitere Einzelschritte noch viel Zeit brau-
chen. Beispielsweise kann jede Gemeinde ihren Schulen die Gelder fiir
Lernmittel nach Schiilerkopfbetrigen zur selbstindigen Verwaltung bereit-
stellen; spiter kann sie auch andere Schulausgaben durch Erhohung der
Kopfbetrige pauschalieren. Das Land kann die Lehrerpersonalkosten als
DM-Kopfbetrige an die Schulen geben und ihnen die Lehrergehilter in
Rechnung stellen, spiter kann es die Beamten beurlauben und den Schulen
ihre Anstellung im Wege freier Dienstverhiltnisse iiberlassen. Die freie
Lehrerwahl wird es den Schulen erleichtern, im Lehrerkollegium einen
Mannschaftsgeist heranzubilden. Die Finanzierung der Hochschullehre
durch Bildungsgutscheine konnte wohl viel rascher voranschreiten, weil die
Hochschulen schon mehr Selbstverwaltung haben als die Schulen. Der
Wettbewerb um Studenten wiirde die Reform der Lehre endlich ziigig vor-
anbringen.

Wer die Grundidee verstanden hat, wird iiber die eigene Bildungseinrich-
tung neu nachdenken. Wie stiinde sie da, wenn ihre Finanzierung auf Bil-
dungsgutscheine umgestellt wire? Hat sie bereits eine optimale Betriebs-
grofle, wiirden also die Einnahmen aus den beim Staat eingeltsten
Gutscheinen die Ausgaben decken? Bliebe ein UberschuB fiir neue Projekte
oder eine Unterdeckung, die Reduzierungen des Aufwandes erzwingt? Wel-
che Schule kennt schon ihre genauen Kosten? Wer wei3 heute schon, was
das Land und die Kommune bisher durchschnittlich pro Schiiler oder Stu-
dent jahrlich aufwenden? Neues Denken wird in unser Bildungswesen ein-
ziehen, lange bevor die ersten Schritte zur Neuordnung der Finanzen in
Richtung Bildungsgutschein begonnen werden — weil die Idee iiberzeugt!
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Staatliche oder private Schultrigerschaft
Chancengleichheit und ihre Finanzierung®
—Ein Beitrag aus der Sicht der Bildungsokonomie —

Manfred Winz

1. Einleitung

Generelle Vorbemerkungen

Alle Bemerkungen zum Status quo und der Kritik daran beziehen sich auf
das gesamte schweizerische Bildungswesen, also auf alle Schulstufen. Im
Bereich des Reformvorschlages werden die Stufen allerdings explizit unter-
schieden.

Der Kostenaspekt des heutigen Systems: Grobe Vergleichszahlen

Das schweizerische Bildungswesen hat einen enormen volkswirtschaftli-
chen Stellenwert. 16,2 Milliarden Franken oder etwas mehr als fiinf Prozent
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) flossen 1990 in das Unterrichtswesen. Der
Anteil des Bundes betrug 2 Milliarden (ca. 6,3% seiner Gesamtausgaben),
jener der Kantone 8,7 Milliarden (ca. 21% ihrer Gesamtausgaben) und jener
der Gemeinden 5,5 Milliarden (ca. 18% ihrer Gesamtausgaben). Gesamt-
schweizerisch wurden 1990 ca. 19% der gesamten 6ffentlichen Ausgaben
im Bereich des Bildungswesens getitigt, was ca. 5% des BIP entspricht. In
Deutschland sind dies im Vergleich dazu nur ca. 9% der gesamten offentli-
chen Ausgaben oder etwas mehr als 4% des BIP.

Ein Volksschiiler kostet in der Schweiz ungefihr Fr. 9 500 pro Jahr (1989),
ein Gymnasiast (inkl. Lehrerbildung) dagegen ungefihr Fr. 25000. Ver-
gleichszahlen fiir Deutschland 1986 waren fiir den Volksschulbereich ca.
DM 6 000 und fiir den Gymnasialbereich ca. DM 8 500. Diese Zahlen sind
nur als grobe Vergleichsgréfen zu verstehen.

*) Nach einem Vortrag, gehalten auf der Tagung »Schulen privatisieren — Ein Dialog tiber das Warum und das Wie «
des Seminars fiir freiheitliche Ordnung am 28. Mai 1994 in Bad Boll.
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Die Ziele im Bildungswesen

Es soll dargelegt werden, welche Ziele ein Bildungssystem erreichen muf3,
denn ohne Zielerlduterung kann keine Kritik an den heutigen Instrumenten
zur Erreichung dieser Ziele geiibt werden. Die Ziele werden aber weder vor-
gegebennoch bewertet, sondern es wird aufgezeigt, wie die bildungspolitisch
vorgegebenen Ziele im okonomischen Sinne effizient erreicht werden konnen.

Die Sozialisationsfunktion ist das eine generelle Bildungsziel. Es geht
darum, Werte, Einstellungen und Verhaltensweisen sowie Fihigkeiten zur
Ubernahme verschiedener gesellschaftlicher Rollen zu vermitteln.

Die Qualifikationsfunktion ist das andere generelle Bildungsziel. Hier
geht es darum, Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die
es den Einzelnen ermoglichen, wirtschaftliche und gesellschaftliche Lei-
stungen zu erbringen.

Um die generellen Bildungsziele effizient (also ohne Verschwendung knap-
per Ressourcen) zu erreichen, miissen sowohl im Bereich der Bildungsfinanzie-
rung als auch im Bereich des Bildungsangebots verschiedene Zwischenziele er-
fiillt werden. Insbesondere sind zu erreichen: die Allokationseffizienz, also die

Ubergeordnete Generelle Ziele der Bildung
Ebene
(Oberziele) Sozialisationsfunktion

=Erreichung und
Qualifikationsfunktion

Die (Zwischen-)Ziele der Instrumental-
Ebene sind unabdingbare Vorrausset-
zung, um die iibergeordneten generellen
Bildungsziele effizient zu erreichen.

Instrumental- | Spezifische Ziele des Spezifische Ziele der
Ebene Bildungsangebots Bildungsfinanzierung
(Zwischen-
ziele)
Bildungsangebot soll das Bildungsfinanzierung soll den
Ziel Zielen
— Allokationseffizienz — Gerechtigkeit
(Kostenminimierung) (= Chancengleichheit)
erreichen. und
— Effizienz
(=Individuelle Fihigkeiten)
dienen.
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kostenminimierende Form des Bildungsangebots, das Gerechtigkeitsziel, also
die gesellschaftlich garantierte Chancengleichheit sowie das Effizienzziel, also
die aufindividuelle Fahigkeiten abgestimmte Bildungsfinanzierung.

Das Zwischenziel der Allokationseffizienz bezieht sich auf das Bildungs-
angebot: Wie lassen sich die fiir die generellen Bildungsziele notwendigen
Bildungsleistungen mit den geringsten Kosten erstellen? Diese Frage rich-
tet sich einzig und ausschlieBlich an die Angebotsseite. Sie hat nichts mit
dem nachfrageorientierten Ziel der Chancengleichheit zu tun. Entsprechend
148t sie sich vollig getrennt von normativen Gerechtigkeitsaspekten nach
rein wirtschaftlichen Kriterien beantworten.

Zusammengefalit geht es bei einer 6konomischen Bildungsreform darum,
die generellen Bildungsziele mit einem Minimum knapper Ressourcen
bestmoglich zu erreichen.

2. Koppelung von Staatsangebot und Staatsfinanzierung

Die schweizerische Bildungslandschaft ist durch staatliche Aktivititen ge-
pragt. Und zwar dominiert staatliches Handeln sowohl die Bildungsfinan-
zierung als auch das Bildungsangebot: Offentliche Kassen finanzieren die
von staatlichen Monopolen angebotene Bildung.

Staatsfinanzierung und Staatsangebot zu koppeln, widerspricht nicht nur
okonomischer Logik, sondern verletzt auch soziale Ziele, wie wir gleich se-
hen werden.

Auswirkungen der Koppelung von Staatsangebot und Staatsfinanzierung

1. Keine Sanktionen fiir leistungsunfihige Bildungsanbieter (Kein Kon-
kurs). Gezahlt wird so oder so iiber Steuergelder, ob die Institution nun
leistungsfihig ist oder nicht.

2. Staatlich finanzierte Bildungsinstitutionen sind versucht, moglichst hohe
Budgets und Mengen statt Kosten bzw. Preise auszuweisen. Aufder Strecke
bleibt hierbei die ressourcenschonende Pflicht, die Kosten zu minimieren.

3. Staatlich finanzierte Bildungsinstitutionen konkurrieren nicht um knap-
pe Ressourcen. Sie finanzieren sich iiber den staatlichen Mittelzuwei-
sungsprozef} und nicht iiber ein wettbewerbsfihiges Bildungsangebot.
Entsprechend verlagert sich der Wettbewerb: Anstatt um Bildungsnach-
fragende zu werben, findet ein Wettbewerb um die knappen finanziellen
Mittel der 6ffentlichen Kassen statt.
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4. Staatlich finanzierte Bildungsinstitutionen kennen keinen Druck, quali-
tativ hochstehende Bildungsginge anzubieten. Sie werden direkt finan-
ziert und nicht entsprechend ihrem Output nach der Qualifikation ihrer
Abginger(-innen) beurteilt.

5. Monopolistisches staatliches Bildungsangebot entmiindigt die Bil-
dungsnachfragenden und beraubt sie ihrer Konsument(-innen)souvera-
nitdt. Auf das Bildungsangebot haben sie keinen direkten und lediglich
einen geringen indirekten Einfluf3.

6. Da die Bildungsnachfragenden die von ihnen besuchten Bildungsinsti-
tutionen nicht direkt finanzieren, verfiigen sie auch iiber keinerlei
Marktmacht. Die Bildungsanbieter erhalten somit auch keine verhal-
tenssteuernden Signale. Besser wiire es, die Bildungsnachfragenden an-
statt die Bildungsanbieter zu finanzieren. Diese Finanzen konnen staat-
lichen oder privaten Bildungsanbietern abgegeben werden. Dies hitte
auch einen positiven Einfluf} auf die Qualitit des Bildungsangebots.

7. Staatliche Bildungsinstitutionen stellen kein ausreichendes Maf3 an In-
formationen zur Verfiigung, um den Bildungsnachfragenden ein ratio-
nales Entscheiden zu ermoglichen.

8. Die lllusion, Bildung stehe kostenlos zur Verfiigung, verunmoglicht ei-
ne effiziente Ressourcenallokation auf der Nachfrageseite.

9. Staatliche Aktivititen im Bildungssektor unterstellen, da3 die Bil-
dungsnachfragenden selber nicht in der Lage seien, richtig zu entschei-
den. Die Frage bleibt, ob denn Politikerinnen und Politiker besser infor-
miert sind, was fiir das einzelne Individuum wiinschbar ist.

10. SchlieBlich und vielleicht schwerstwiegend widerspricht ein staatliches
Bildungsmonopol den demokratischen Grundwerten des Meinungs-
und Ideenpluralismus.

Das heutige System der Bildungsfinanzierung

Wie dargelegt, ist kein staatliches Angebotsmonopol notwendig, um die
Ziele des Bildungswesens zu erreichen. Diskutiert wird im folgenden also
nur noch das heutige System der Bildungsfinanzierung. Wobei sich hier
Uberschneidungen mit dem Bildungsangebot aufgrund des heutigen Sy-
stems nicht vermeiden lassen. Nachfolgend vier Punkte, die es bei einer Re-
form des Bildungswesens als Konsequenz des heutigen Systems im Auge zu
behalten gilt:
1. Offentlich finanzierte Unternehmen haben im Wettbewerb um Bildungs-
nachfragende »gezinkte« Karten in ihren Hinden. Sie sind nimlich nicht
der Gefahr einer BetriebsschlieBung durch ein Konkursverfahren ausge-
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setzt. Defizite werden immer durch den Staat subventioniert. Es ist je-
doch genau die Moglichkeit eines Konkurses, die bei privaten Unterneh-
men keine Verluste iiber langere Zeitrdume zuldlt und das Management
zwingt, effizient zu arbeiten.

2. Jegliche direkte staatliche Subvention des Bildungsangebots fiihrt zu ei-
nem verzerrten Bildungsmarkt. Richtig wire, gezielt jene Bildungsnach-
fragenden zu unterstiitzen, die subventionswiirdig sind (beispielsweise
aufgrund ihres geringen Familieneinkommens oder -vermdogens).

3. Die Leistung, welche die Angestellten in einer 6ffentlichen Bildungsin-
stitution erbringen, hat nur einen geringen Einfluf} auf ihre Entlohnung.
Leitung, Lehrkorper und Betriebspersonal werden heute weitgehend
nicht nach Leistung, sondern nach beamtenrechtlicher Einstufung ent-
lohnt. Im weiteren garantieren 6ffentliche Unternehmen einen Kiindi-
gungsschutz, der die Garantien der Privatwirtschaft wesentlich tibertrifft.

4. Das System des staatlich finanzierten Bildungsangebots ist nicht in der
Lage, das Ziel der Chancengleichheit zu erfiillen. Wie verschiedene Un-
tersuchungen ergeben haben, lduft das heutige Finanzierungssystem den
urspriinglichen sozialen Gerechtigkeitsvorstellungen entgegen.

Die wichtigsten Aspekte im Uberblick

1. Die Vorstellung, daf3 staatliche Bildungsfinanzierung und staatliches Bil-
dungsangebot notwendig sind, um soziale Ungerechtigkeiten zu beseiti-
gen und Chancengleichheit zu erreichen, ist schlicht und einfach falsch.

2. Ein staatliches Finanzierungssystem ist vollig ungeeignet, das Verhalten
von Bildungssituationen und Bildungsnachfragenden zu koordinieren
oder auch nur verhaltenssteuernde Signale abzugeben.

3. Offentliche Bildungsausgaben sind nicht zwangsliufig mit erhohter Ge-
rechtigkeit verbunden.

4. Bildung, welche die Qualifikationsfunktion erfiillt, rechtfertigt eine Ei-
genfinanzierung.

5. Insbesondere im Bereich der priméren und der sekundiren Bildungsstufe
mit einer starken Sozialisationsfunktion 148t sich eine staatliche Subven-
tion der Bildungsnachfrage rechtfertigen.

3. Ein Reformvorschlag aus okonomischer Sicht

Eine Reform des Bildungssystems miifite entlang zweier Achsen verlaufen:
1. Einerseits mii3te — ohne Wenn und Aber — das Bildungsangebot vollstédn-
dig privatisiert werden.
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a) Staatliche Aktivititen wiren darauf zu beschrinken, Konzessionen zu
erteilen und den Vollzug zu kontrollieren.

b) Die Konzessionskriterien diirfen lediglich bildungsspezifische Qua-
litdtsaspekte (Bildungsinhalte, -ziele, Zulassungsbedingungen, Ab-
schluBmoglichkeiten und dhnliches), nicht aber quantitative Bedarfs-
klauseln beinhalten.

¢) Der diskretiondre Handlungsspielraum der Konzessionsbehorde wire
eng zu begrenzen. Als Grundsatz sollte der Markt offenstehen (wére
die Konzession im Zweifelsfall also zu erteilen), und miillte die Be-
weislast eines konzessionswidrigen Verhaltens bei der Konzessions-
behorde liegen.

2. Andererseits miite der Staat auf der Finanzierungsseite soweit (und nur
soweit) aktiv werden, als positive externe Effekte zu internalisieren sind,
und als die Chancengleichheit fiir alle Gesellschaftsmitglieder sicherzu-
stellen ist.

Um diese Ziele zu erreichen, sollten folgende Grundsditze eingehalten wer-

den:

1. Der Staat soll nicht das Bildungsangebot, sondern die Bildungsnachfrage
finanzieren. Das Gerechtigkeitsziel verlangt ja, dafl Individuen und nicht
Institutionen unterstiitzt werden. Ebenso entstehen die positiven exter-
nen Effekte nicht durch das Bildungsangebot, sondern erst und alleine
durch die Bildungsnachfrage. Entsprechend hat der Staat lediglich ge-
wisse Bildungsnachfragende zu subventionieren.

2. Zu finanzieren sind jene, die Bildung nachfragen und damit positive ex-
terne Effekte zugunsten der Gesellschaft erzeugen oder jene, die Bildung
nachfragen méchten, hierfiir aber nicht iber genligend eigene Mittel ver-
fligen.

3. Durch staatliche Bildungssubventionen soll unterstiitzt werden, wer un-
terstiitzungswiirdig ist. Wohlhabende oder einkommensstarke Bevolke-
rungsschichten sind sehr wohl in der Lage, ihre Bildungsnachfrage selbst
zu finanzieren. Staatliche Hilfe ist dort und nur dort angebracht, wo das
Familienbudget nicht ausreicht, um die, den individuellen Féihigkeiten
entsprechende, Bildungsnachfrage bezahlen zu konnen.

Die von uns vorgeschlagene Reform der Bildungsfinanzierung basiert auf
dem Grundsatz daf} unterstiitzungswiirdige Bildungsnachfragende subven-
tioniert werden.

1. Im Bereich der priméren und der sekundiren (Aus-)Bildungsstufen wer-
den alle Bildungsnachfragenden generell und umfassend unterstiitzt.
Grundlage hierzu bietet ein Finanzierungssystem mit Bildungsgutschei-
nen, die bei staatlich konzessionierten Privatschulen eingelost werden
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konnen (pro memoria: es gibt keine Staatsschulen mehr, sondern nur
noch private Bildungsanbieter).

2. Im Bereich der weiterfithrenden Tertidraus- und -weiterbildung erfolgt
die Subventionierung der Bildungsnachfragenden selektiv (aufgrund ih-
rer wirtschaftlichen Situation) und partiell (staatliche Mittel werden nur
komplementir zu Eigenmitteln und soweit nétig zugesprochen). Grund-
lage hierzu bietet ein Darlehens-Finanzierungssystem mnach dem
NieBbrauchprinzip. (Marktkonforme Zinssitze und Riickzahlungspflicht
via spiteres Einkommen).

Mit diesem Finanzierungsmodell ist sichergestellt, daf} die privaten Anbie-

ter um die Bildungsgutscheine (bzw. Bildungsnachfragenden) und um pri-

vate Mittel konkurrieren miissen, damit sie staatlich unterstiitzt werden. Die

Bildungsnachfragenden erhalten durch die Bildungsgutscheine oder -darle-

hen Kaufkraft, die sie an einer Bildungsanstalt ihrer Wahl einsetzen konnen.

Durch diese Nachfragemacht wird der Wettbewerb zwischen den Bildungs-

anbietern intensiviert.

Wirkungen unserer Finanzierungsalternative bei der
obligatorischen Schulpflicht

1. Sie verzichtet darauf, den freien Bildungsmarkt unnétig einzuschréinken.
Sie achtet die Entscheidungsautonomie und die Souverinitit der Bil-
dungsnachfragenden. Damit ist sichergestellt, daB die einzelnen Indivi-
duen jene Bildung nachfragen, die ihren Wiinschen entspricht.

2. Sie erlaubt, Vollzugskompetenzen an die private Leitung einer Bildungs-
institution zu delegieren. Wie Lehrkrifte zu entlohnen sind oder der
Ausbildungsbetrieb zu organisieren und zu strukturieren ist, bleibt inner-
halb der Konzessionsbestimmungen der einzelnen Leitung iiberlassen
(unternehmerische Freiheit). Private Bildungsinstitutionen bieten Bil-
dungsleistungen nach eigenem Gutdiinken gegen kostendeckende Ge-
biihren an.

3. Sie zwingt Bildungsinstitutionen, innovativ zu sein sowie neue Ideen
rasch aufzunehmen und umzusetzen. Gute Lehrkrifte miissen besser ent-
lohnt werden, sonst wandern sie zur Konkurrenz. Der Markt (reprisen-
tiert durch die Bildungsnachfragenden) iibernimmt anstelle der nach po-
litischen Gesichtspunkten zusammengestellten Aufsichtsbehorden die
Qualititskontrolle. Ebenso erhélt das Betriebspersonal finanzielle Lei-
stungsanreize.

4. Sie trigt dem Gerechtigkeitsaspekt Rechnung. Subventioniert wird jene
Bildungsnachfrage der obligatorischen Schulpflicht, die mit positiven
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externen Effekten verbunden ist, bei der also die Gesellschaft insgesamt
durch die Bildungsnachfrage der einzelnen profitiert. Damit ist weit stir-
ker als im heutigen System sichergestellt, da durch staatliches Handeln
tatsdchlich die Bildungschancen gerechter verteilt werden.

. Sie respektiert das Subsidiarititsprinzip. Der Staat tritt erst dann und nur

soweit auf, wie die Einzelnen, deren Familien oder andere private Institu-
tionen (wie kirchliche oder politische Stiftungen, Unternehmungen, Ver-
bédnde, gemeinniitzige Organisationen) die Bildungsnachfrage nicht sel-
ber finanzieren konnen. Der Staat wird somit nicht aus seiner
Verantwortung entlassen. Er muf} aber erst dann aktiv werden, wenn die
private Initiative nicht zustande kommt, erlischt oder versagt.

Quelle: Straubhaar, Winz: Reform des Bildungswesens, Kontroverse
Aspekte aus okonomischer Sicht, Verlag Paul Haupt, Bern, 1992.%)

*) Eine kritische Wiirdigung dieses Buches von E. Behrens findet sich in »Fragen der Freiheit« Heft 224, Seite 59-60.
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Was Schulehalten in Deutschland kostet und wie
Schulen in Freier Trigerschaft staatlich
unterstiitzt werden™®’

Riidiger Haug

1. Vorbemerkung

Man kennt das Paradoxon: Die Schule ist in Deutschland kostenlos, Schule-
halten ist in Deutschland dagegen teuer! Genauer gesagt meint das, die iibli-
cherweise als Schule angesehene staatliche Schule hat fiir ihre Schiiler/El-
tern keinen Preis, ist aber fiir deren gemeinsame Trédger, ndmlich das
jeweilige Bundesland auf der einen Seite und die vielfaltigen kommunalen
Trager (Gemeinden, Kreise und Zweckverbinde) auf der anderen Seite, sehr
kostentriachtig. Wihrend die Eltern genau wissen, daf die staatliche Schule
»kostenlos« ist, d.h. kein Schulgeld als Preis fiir den Schulbesuch bezahlt
werden muB3, herrschen iiber die tatsdchliche Hohe der Schulkosten bei den
Verantwortlichen in Legislative und Exekutive der Schultrdger Land und
Kommunen sehr unterschiedliche, verschwommene und meist falsche Vor-
stellungen. Die Ursache hierfiir liegt in der komplizierten und damit uniiber-
sichtlichen Einbettung der Kostenplanung und -kontrolle fiir staatliche Schu-
len in die allgemeine 6ffentliche Finanzwirtschaft, die eine sachgemife, auf
die Veranstaltung »Schule« exakt abgegrenzte Kostenbetrachtung duflerst
schwierig macht.

Anders ist dies bei zumindest einigen der relativ wenigen Schulen in Freier
Tragerschaft, die im Grundgesetz und im 6ffentlichen Bewuftsein meist als
Privatschulen bezeichnet werden. Hier miissen Schiiler/Eltern oft Schulgeld,
d.h. einen Preis fiir den Schulbesuch bezahlen, wenngleich dieser in keiner
Weise Riickschliisse auf die Kosten dieser Schulen zulidfBt, weil er, verfas-
sungsmifig geboten, nicht so hoch sein darf, da3 er eine Sonderung der
Schiiler nach den Besitzverhiltnissen der Eltern bewirken wiirde; also eben
kein Marktpreis, sondern eher eine Art Selbstbeteiligung an den Kosten der
Schule in Freier Tragerschaft, die zum groeren Teil aus staatlicher Finanz-
hilfe an diese Schulen gedeckt werden miissen. Entscheidender aber ist, daf3
bei den Verantwortlichen der Triger von Schulen in Freier Trigerschaft in der

#) Uberarbeiteter Vortrag, gehalten am 28. 5. 94 auf der Tagung »Schulen privatisieren — ein Dialog iiber das Warum
und das Wie« im Seminar fiir freiheitliche Ordnung, Bad Boll
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Regel ein klares Bild iiber die tatsdchlichen Kosten des ,,Schulehaltens* vor-
handen ist. Ursache hierfiir ist die innerhalb der schulischen Selbstverwaltung
praktizierte Kostenplanung und -kontrolle mit Hilfe eines iibersichtlichen
Rechnungswesens.

Wie sehen die Kosten staatlicher Schulen und der Schulen in Freier Trige-
schaft aus? Wie wird die Finanzhilfe an Schulen in Freier Tragerschaft ermit-
telt und wie hoch ist sie? Welche Moglichkeiten gibt es, mit Hilfe der Finanz-
hilfe dem Verfassungsgebot der Chancengleichheit von staatlichen Schulen
und Schulen in Freier Triagerschaft Geltung zu verschaffen?

Il. Die Berechnung der Einheitsausgaben (unitcosts) von
staatlichen Schulen und Schulen in Freier Trdgerschaft

Obgleich die theoretischen Grundlagen und das methodische Konzept der
Berechnung der Einheitsausgaben von staatlichen Schulen an anderer Stelle
ausfiihrlich dargestellt sind!), soll hier nochmals ganz kurz auf einige we-
sentliche Aspekte bei der Berechnung der Einheitsausgaben, vor allem im
Vergleich von staatlichen Schulen und Schulen in Freier Tragerschaft am
Beispiel der Freien Waldorfschulen?), eingegangen werden.

Warum Ausgaben und nicht Kosten?

Kosten sind alle fiir die Schule getétigten Ge- und Verbrauche von Giitern
und Dienstleistungen, unabhéngig davon, ob sie zu Zahlungen fiihren oder
nicht. Ausgaben sind in Form von Geldzahlungen anfallende und damit
leichter dokumentierbare Ge- und Verbrauche von Giitern und Dienstleistun-
gen fiir Schulehalten. Im 6ffentlichen Rechnungswesen werden nur Zahlun-
gen, d.h. Ausgaben dokumentiert.

Was sind Einheitsausgaben?
Einheitsausgaben (engl. unitcosts) sind immer Durchschnittsausgaben einer
bestimmten Art (z.B. Personalausgaben), eines bestimmten Tétigkeitsberei-

1) Vgl. R. Haug, Die Ausgaben pro Schiiler in staatlichen Schulen, in: Fragen der Freiheit, H. 205, 1990, S.4-30; ferner
ders., Schulausgaben im Vergleich V, Deutsches Institut fiir Internationale Pidagogische Forschung, Frankfurt am
Main 1993, insbesondere S. 4 ff.

2) Die Freien Waldorfschulen werden deshalb stellvertretend fiir Schulen in Freier Trigerschaft herangezogen, weil al-
lein fiir diese Gruppe von Schulen in Freier Trigerschaft seit mehreren Jahren ein geschlossenes System der Rech-
nungslegung vorliegt, das exakte Berechnungen von Einheitsausgaben zulidt. Quelle: Freie Hochschule fiir anthro-
posophische Pddagogik (frither Freies Pddagigsches Zentrum) Mannheim (Hrsg.): Gesamtjahresabschliisse
(konsolidierte Jahresabschliisse) der Freien Waldorf- und Rudolf Steiner Schulen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, jeweiliges Jahr seit 1974 (unveroffentlicht)

34 Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Rüdiger Haug: Was Schulehalten in Deutschland kostet ...


Rudiger Haug: Was Schulehalten in Deutschland kostet ...

ches (z.B. Realschulen), in einer bestimmten rdumlichen Abgrenzung (z.B.
fiir Baden-Wiirttemberg), eines bestimmten Zeitraumes (z.B. fiir das Jahr
1990), bezogen auf eine bestimmte Einheit (z.B. einen Schiiler).

Welche Ausgabenarten miissen beriicksichtigt werden?

Nach dem zugrundegelegten Bruttoprinzip sollen alle von Schule verursach-
ten Ausgaben erfaf3t werden. Hierbei lassen sich bei beiden Systemen (staat-
liche Schule und Schule in Freier Trigerschaft am Beispiel der Waldorfschu-
len) direkte von indirekten Ausgaben unterscheiden (vgl. Abb. 1).

Abb. 1
Schulausgaben
Staatliche Schule Schule in freier Tréigerschaft (WS)
‘ Direkte Ausg. ‘ ‘ Indirekte Ausg. ‘ ‘ Direkte Ausg. ‘ ‘ Indirekte Ausg. ‘
Land  Kom- Land  Kom-
mune mune
- PA - PA — Beamten- - PA — Anteilige Ver-
versorgung waltung fiir
Finanzhilfe
beiLand +
Kommune
- SA - SA — Beihilfen und - SA
Unterstiitzungen
- SI - SI — Unterrichts-/ - SI — Anteilige Ver-
Schulverwaltung waltung beim
Bund der
— sonstige Ausgaben Freien Wal-
dorfschulen

PA = Personalausgaben; SA = Sachausgaben; SI = Sachinvestitionen

Die staatliche Einzelschule ist eine nichtrechtsfihige Anstalt des offentli-
chen Rechts und damit wirtschaftlich eingebettet in die Haushalts- und Fi-
nanzwirtschaft von 6ffentlichen Gebietskorperschaften. Zwei gebietskorper-
schaftliche Ebenen (die Lénder als staatliche und Gemeinden, Kreise und
Zweckverbidnde als kommunale) haben die finanziellen Lasten der staatli-
chen Schule zu tragen. Beim Land sind an direkten Ausgaben die »Personal-
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ausgaben fiir Lehrer« und in geringem Umfang »Sach- und Investitionsaus-
gaben«, an indirekten die Ausgaben fiir »Unterrichtsverwaltung« und
»Sonstiges« zu nennen. Bei den Kommunen sind direkte »Personalausga-
ben« (Hausmeister, Sekretariat, technisches und Verwaltungspersonal), di-
rekte »Sach- und Investitionsausgaben« und indirekte Ausgaben fiir die
kommunale »Schulverwaltung« und »iibrige schulische Aufgaben« zu nen-
nen.

Die einzelne Freie Waldorfschule ist in der Regel ein rechtsfihiger einge-
tragener Verein, der wirtschaftlich autonom ist. Direkte Ausgaben sind daher
alle Personal-, Sach- und Investitionsausgaben, die unmittelbar fiir die Ein-
zelschule anfallen. An indirekten Ausgaben sind hier anteilige Verwaltungs-
ausgaben des Bundes der Freien Waldorfschulen, eines Dachverbandes, der
bestimmte Koordinationsaufgaben fiir die einzelnen Schulen wahrnimmt,
und anteilige Verwaltungsausgaben beim Staat fiir die Berechnung und Ge-
wihrung der staatlichen Finanzhilfe an diese Schulen zu nennen.

Ausgabenkennwerte pro Schiiler und Lehrervolldeputat

Bei den Staatschulen konnen die jeweiligen Ausgabenarten pro Schulart auf
Landes- und kommunaler Ebene zu den entsprechenden Schiilerzahlen pro
Schulart in Beziehung gesetzt werden, um Ausgabenkennwerte pro Schiiler
(Schiilerunitcosts) zu erhalten. Der Quotient aus Personalausgaben auf Lan-
desebene und Lehrervolldeputaten pro Schulart fiihrt zu Ausgabenkennwer-
ten pro Lehrervolldeputat (Lehrerunitcosts).

Desgleichen konnen die Ausgabenarten der Waldorfschulen zu den ent-
sprechenden Schiilerzahlen in Beziehung gesetzt werden, um Ausgaben-
kennwerte pro Schiiler (Schiilerunitcosts) zu erhalten. Zur Berechnung von
Ausgabenkennwerten pro Lehrervolldeputat (Lehrerunitcosts) miissen die
Personalausgaben noch in solche fiir Lehrpersonal (ca. 90%) und solche fiir
technisches und Verwaltungspersonal (ca. 10%) aufgespalten werden. Dies
entspricht einem durchschnittlichen Verhiltnis in Waldorfschulen.

II1. Die Ausgaben pro Schiiler und Lehrervolldeputat nach Niveau
und Verlaufvon 1986-1990 bei staatlichen Schulen und Schulen in
Freier Trdgerschaft am Beispiel der Waldorfschulen

Die Ausgabenkennwerte pro Schiiler und Lehrervolldeputat liegen fiir die
Jahre 1986 bis 1990 in der oben beschriebenen, umfangreichen Differenzie-
rung nach Schularten, Ausgabenarten, Landern, Linder- und kommunaler
Ebene sowie zusammengefal3t nach arithmetischen und gewogenen arithme-
tischen Mittelwerten fiir alle Linder, nur die Fldchenstaaten und die Stadt-
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staaten vor®). Aus diesem umfangreichen Ergebnismaterial der Unitcostbe-
rechnungen sollen hier nur wesentliche Kennwerte herausgegriffen und dar-
gestellt werden.

Im Zentrum des Interesses steht dabei der Kennwert Betriebsausgaben pro
Schiiler, weil er den so bedeutenden Parameter der laufenden Schulausgaben
abbildet. Um jedoch wenigstens einen Eindruck von der Zusammensetzung
der Betriebsausgaben aus den einzelnen Ausgabenarten im Schularten- und
Liandervergleich zu bekommen, sind diese fiir das Jahr 1990 fiir die allge-
meinbildenden staatlichen Schularten (Grund- und Hauptschule, Realschu-
le, Gymnasium und Gesamtschule) und die Freien Waldorfschulen in Abb. 2
dargestellt.

Die Betriebsausgabenkennwerte in DM pro Schiiler (Schiilerunitcosts)
sind fiir alle staatlichen Schularten und die Waldorfschulen fiir alle Lander,
acht Flichen- (Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein) und drei
Stadtstaaten (West-Berlin, Bremen und Hamburg) der (alten) Bundesrepu-
blik Deutschland nebst den gewogenen arithmetischen Mittelwerten fiir alle
Linder, die Flachenstaaten und die Stadtstaaten, fiir die Jahre 1986 bis 1990
in Tab. 1 dargestellt. In Abb. 3 sind die gewogenen arithmetischen Mittelwer-
te der Betriebsausgaben pro Schiiler, fiir alle Lidnder und differenziert nach
Fldchen- und Stadtstaaten, in ihrer Zusammensetzung aus Personal- und
Sachausgaben, wiederum fiir alle Schularten und den Zeitraum 1986 bis
1990, abgebildet.

Aus beiden Darstellungen lassen sich sowohl Erkenntnisse tiber das Ni-
veau als auch den Verlauf der Schulbetriebsausgaben im Schularten- und
Landervergleich gewinnen. Dabei sind einmal die Unterschiede zwischen
den Schularten, zum anderen zwischen den Lindern bei derselben Schulart
bemerkenswert. Deutlich ist, da} die Betriebsausgaben in den Stadtstaaten
insgesamt hoher liegen als in den Fldchenstaaten, obgleich es zwischen die-
sen z.T. erhebliche Unterschiede gibt. Im grofen und ganzen steigen die
Kennwerte im Zeitverlauf an. Hierbei ist zu beriicksichtigen, daf} es sich um
nominale Werte, d.h. nicht um die jeweilige Teuerungsrate preisbereinigte
Angaben handelt.

Schulehalten ist, wie man sieht, ein aulergewohnlich personalintensives
Unternehmen. Daher spielen die Personal-, genauer die Lehrpersonalausga-

3) Vgl. Haug, R.: Schulausgaben im Vergleich V. Struktur und Niveau der absoluten und der durchschnittlichen Ausga-
ben pro Schiiler und der absoluten und durchschnittlichen Personalausgaben pro Lehrer (unitcosts) von allgemeinen
und beruflichen 6ffentlichen Schulen in den Léndern der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1990 sowie deren Ver-
dnderungen von 1989 nach 1990, Forschungsbericht, Deutsches Institut fiir Internationale Padagogische Forschung
Frankfurt, 1993 und entsprechende Forschungsberichte ,,Schulausgaben im Vergleich I bis IV* fiir die Jahre 1986 bis
1989.
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ABB. 2: Betriebsausgaben /Schiiler allgemeinbildender Schularten 1990 im Vergleic
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HE =Hessen

NS =Niedersachsen

NW =Nordrhein-Westfale
RP=Rheinland-Pfalz

SL =Saarland

SH =Schleswig-Holstein
BE =Berlin (West)
HB=Bremen

HH =Hamburg

pa=Personalausgaben

zv =anteilige Beamtenversorgung

zb=anteilige Beihilfeausgaben

saf =Sachausgaben aus der Finanzstatistik

sa =Sachausgaben

zu=anteilige Unterrichtsverwaltung beim Staat
zvb=anteilige Verwaltung beim Bund der Waldorfsch
zvl = anteilige Finanzhilfeverwaltung Land

zvk = anteilige Finanzhilfeverwaltung Kommune

zs =anteilige sonstige schulische Ausgaben
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ben, innerhalb der Betriebsausgaben eine liberragende Rolle. Aus diesem
Grund lohnt es sich, diese Lehrpersonalausgaben nicht nur auf die Einheit
»Schiiler«, sondern einen eigenen Einheitsausgabenkennwert »Lehrperso-
nalausgaben pro Lehrervolldeputat» auf die Einheit »Lehrervolldeputat« be-
zogen niher zu betrachten (vgl. Tab. 2).

Tabelle 1: Betriebsausgaben/Schiiler staatl. Schularten in den Landern der BRD von 1986 bis 1990
SchArt Jobr  BW BY HE NS NW RP SL SH BE HB  HH GAMLA GAMFS GAMSS
HS 86 5431 5413 5094 5685 5692 5672 6504 5377 6724 6851 6712 5692 548 674l
87 5641 5609 5341 6121 5894 5851 6743 5659 6988 7238 6935 5935 57T 701l
88 5764 5735 5560 6287 5998 5927 6889 5846 7299 7436 7104 6075 918 7256
89 5843 5862 5763 6527 6051 6006 7120 5936  74l6 7577 736 619 6033 7412
90 5966 5997 5895 6318 6148 6181 7320 6247 7598 7981 7992 6301 6123 7786
RS 8 5813 6688 5114 6592 5432 5337 7200 6472 7695 7391 6009 5929 7577
87 6279 6801 5335 7214 5804 5850 736 7096 8419 8030 6431 6346 8270
88 6685 7266 5692 7521 6040 6173 7666 7709 8794 8543 6733 6645 8700
89 6988 8006 5708 7970 6260 6459 7876 8224 8966 8998 7080 6993 8978
90 722 8784 S8I1 6893 6474 6665 7808 8053 9230 9464 nroomMT 93
GY 86 7572 8187 8151 8520 7323 7179 8310 7823 10664 11218 9085 7993 7740 10038
87 8189 8693 8862 9281 7753 7723 8921 8367 11540 12076 9797 8556 8285 10832
88 8695 9055 8927 9656 8083 8005 9113 8945 11679 12652 10067 8873 8608 11102
89 9058 9348 8837 10129 8411 8292 9035 9399 11839 13185 10423 9177 8910 11408
90 9439 9730 8983 9374 881l 8724 8924 10061 12323 13931 11328 9496 9211 12131
GS 86 8590 10049 6524 7843 7548 0424 8223 9809 10409 10412 9504 7865 7223 9973
87 918 11543 7158 8504 8028 9783 8371 10646 11101 11200 9999 8467 7825 10566
88 9901 12461 7457 8805 8492 10111 8991 11182 11226 11532 10316 8828 8205 10788
89 10844 12529 7578 9167 9235 10411 9114 11255 11204 12403 10788 9204 8599 11044
90 11522 12499 7726 9567 9303 10868 9339 11364 11674 13912 11972 9473 8804 11916
BS 86 6626 6136 6218 5614 5761 5870 6488 5091 9960 6098 8718 6262 6001 8520
87 7129 6655 6755 6117 6144 5964 7029 5545 10379 6590 9365 6733 6455 9063
88 7520 7039 7242 6466 6508 6440 7642 5803 10953 7331 9923 7143 6847 9673
89 7943 7930 7887 7094 7068 6902 8445 6395 11515 8275 10798 7784 7460 10482
90 8616 8820 8596 8022 7850 7638 9282 7274 12108 9397 9591 8612 8261 11403
S0 86 15347 19446 16198 15740 13298 14032 18567 12936 19762 15790 20236 15548 15055 19177
87 16495 19903 17600 17427 14190 14994 20025 14012 22042 17392 21880 16681 16131 21087
88 17427 20068 18824 18482 15051 15821 22266 14947 23895 19081 22544 17599 17017 2478
89 18064 20411 20060 19074 15730 16917 24373 15809 25405 21327 21883 18332 17749 23251
90 18805 20721 21192 20060 16848 17775 26331 17318 27253 22797 19801 19342 18692 25074
Betriehsausgaben/Schiiler Waldorfschulen (Vergleichsgruppe)
WS 86 5659 5880 5466 6021 5546 4906 5182 6471 7684 5697 7305 913 5823 6751
87 5844 552 6017 5902 5784 SI38 5389 6183 7618 5380 6622 6186 6077 7227
88 6026 5842 6173 6325 6028 5116 5405 6989 8119 5938 7122 6405 6228 7998
89 6139 5771 6537 6370 6285 4919 5601 7150 8679 5903 8101 6600 6420 8216
90 6290 6217 6621 6823 6328 5175 5667 7503 8746 6413 8323 6937 6751 8628
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Tab2: Lehrpersonalausgaben/Volldeputat staatl. Schularten in den Landern der BRD von 1986 bis 1990
SchArt Jobr  BW BY HE NS NW RP  SL SH BE HB  HH GAMLA GAMFS GAMSS

HS 86 74581 81109 80667 85407 81687 80923 87021 83855 107094 106054 112145 82655 80984 108488
87 78861 84051 84889 89634 86213 85593 91666 88424 109984 113379 115490 86766 85085 112303
88 82372 86290 87232 92646 90057 88899 95655 91551 119748 118964 116818 90101 88227 118686
89 85002 89178 89170 96447 94377 92133 99465 95273 123897 123604 121206 93569 91583 123010
90 89178 93632 92354 102189 98903 96196 103799 103336 130124 130686 124115 98336 96170 129539

RS 86 83531 90842 90347 95656 87413 90634 97463 93917 119945 118780 90074 89115 119513
§7 88324 94137 95076 100390 92184 95865 102666 99034 123183 126984 94692 93740 124551
88 92257 96645 97700 103763 96614 99567 107133 102537 134118 133240 98477 97426 133794
89 95303 99879 99870 108020 100754 103189 111401 106706 138765 138437 102103 101034 138646
90 99879 104868 103437 114452 104847 107740 116255 115737 145739 146368 107106 105964 145963

GY 86 89498 97331 96801 102489 96460 97108 104425 100626 128512 127265 119401 98653 96441 124539
87 94633 100861 101867 107561 98631 102712 109999 106108 131981 136054 124123 102601 100341 129440
88 98847 103548 104679 111175 103391 106679 114785 109861 143698 142757 126489 106623 104258 136210
89 102110 107013 107004 115736 107713 110559 119358 114328 148677 148325 131073 110489 108081 141232
90 107013 112359 110825 122627 113148 115435 124559 124003 156149 156823 135384 116073 113595 147508

GS 86 80578 86446 87111 91070 89562 86529 93226 91334 115118 115080 168601 95283 88113 134680
87 85184 89609 91517 95485 94272 91556 98191 96314 118129 122760 176900 99697 92686 139952
88 88925 91999 93955 98593 97891 95085 102419 99744 128196 128545 179144 103041 95785 148312
89 91788 95068 96007 102553 103047 98531 106447 103812 132373 133314 184322 106624 99374 153291
90 96132 99821 99350 108583 108341 102848 111049 112462 138857 140596 193741 111644 104050 161392

BS 86 87987 62618 83983 85688 89839 95469 105481 95707 123310 106054 134802 87541 84520 125084
87 92970 63068 88164 88708 96679 94535 113159 100982 133124 113379 143217 91676 88315 133750
88 97683 64145 91471 90940 99329 99688 113581 103228 148739 118964 146475 ~ 94799 ~ 91138 141591
89 100264 69059 95731 97693 106476 105940 117483 109579 157837 123604 178769 100713 96409 158651
90 104213 74747 102023 107377 115376 114484 128948 118394 168823 130686 231955 108554 103421 182251

S0 86 81544 131100 103552 104414 86681 74438 108994 87299 139987 101292 138049 ~ 96852 94127 131069
87 86407 133740 110287 110256 92183 96135 109400 92976 156247 105038 149049 103641 100610 142243
88 90142 135480 115916 113922 96882 123605 108803 97704 177350 109198 145447 109002 105863 149637
89 93447 139961 120909 119762 100537 127589 113585 103664 187926 117691 141750 113319 110220 154259
90 98880 145208 126584 128631 106247 137636 118613 116101 199445 124229 164300 120492 116876 168952

Lehrpersonalausgahen/Volldeputat Waldorfschulen (Vergleichsgruppe)

WS 86 59743 59440 61191 58220 62445 55319 45738 64466 74730 63647 64162 60902 60180 67420
87 60619 61326 58694 62111 68678 54791 45934 69778 82093 68297 72335 63670 62522 74811
88 61863 04847 61674 66691 70325 49076 48544 65686 107567 65805 82589 66029 64144 83258
89 63397 67517 63681 64385 68033 51765 48080 72686 85582 69814 87108 66888 64964 84642
90 66228 73464 65721 67667 71856 60402 55247 79282 90656 74956 91092 70821 68861 89075

Dieser Kennwert stellt einen zentralen Parameter fiir die im Schulwesen so
wichtige Personalplanung dar. Welche Bedeutung diesem Kennwert ange-
sichts der nach wie vor im staatlichen Schulwesen vorherrschenden lebens-
zeitbeamteten Lehrer mit der Folge von Lehrpersonalausgaben mit quasi
Fixkostencharakter fiir die Betriebsausgaben von Schule zukommt, zeigen
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die durchweg hohen Niveaus der Lehrpersonalausgaben pro Volldeputat
(Lehrerunitcosts) fiir die verschiedenen Schularten. Dabei ist zu bertiicksich-
tigen, daf} in den Lehrpersonalausgaben bei den staatlichen Schularten alle
Personalausgabenbestandteile, also neben den Beamtenbesoldungen auch
die anteiligen Beamtenversorgungen, neben den sonstigen Personalausga-
ben auch die anteiligen Ausgaben fiir Beihilfen und Unterstiitzungen, die
meist nicht beriicksichtigt werden, eingerechnet sind.

Dies mag einer der Griinde sein, warum die Lehrpersonalausgaben bei den
Waldorfschulen, die ja vorwiegend ihre Lehrer als Angestellte mit entspre-
chender Sozialversicherung beschiftigen, deutlich unter denen staatlicher
Schularten liegen. Die Gehaltsniveaus pro Lehrervolldeputat an Waldorf-
schulen hingen namlich im wesentlichen von den staatlichen Finanzhilfeni-
veaus in den einzelnen Lindern ab, die sich ihrerseits ganz wesentlich aus
den Niveaus der bei staatlichen Schularten angefallenen Lehrpersonalausga-
ben, aber filschlicherweise meist ohne anteilige Beamtenversorgung und
Beihilfen, errechnen.

Was die Steigerungen der Lehrerunitcosts im Zeitraum 1986 bis 1990 an-
geht, ist auch hier zu beachten, daf} die Angaben nominale Ausgaben bein-
halten, also keinerlei Preisbereinigung vorliegt.

IV, Die staatliche Finanzhilfe an Schulen in Freier Trdgerschaft

Die staatliche Finanzhilfe an Schulen in Freier Trigerschaft basiert auf ei-
nem unveridnderlichen Grundrecht in Artikel 7, Absatz 4 des Grundgesetzes
und wurde in umfangreicher Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- und
des Bundesverfassungsgerichtes als Rechtsanspruch gegeniiber den die Kul-
turhoheit tragenden Léandern bestitigt. Alle Lander haben dem formalrecht-
lich dadurch entsprochen, daf} sie entsprechende Finanzhilfegesetze, in de-
nen dieser Rechtsanspruch auf Finanzhilfe konkretisiert ist, geschaffen
haben*).

Die Ausgestaltung der Finanzhilfe nach Art und Berechnungsmodus folgt
in den einzelnen Lindergesetzen und entsprechenden Rechtsverordungen
unterschiedlichen Kriterien und fiihrt zu einem komplizierten, verwaltungs-
aufwendigen und fiir die betroffenen Schulen bzw. ihre Schultriger oft nur
schwer durchschaubaren System der Finanzhilfe. Wie so oft fiihrt auch hier
das Bemiihen um formal gerechte Ausgestaltung der Finanzhilfe durch die

4) Vgl. hierzu Vogel, J.P. und Knudsen, H. (Hrsg.): Bildung und Erziehung in freier Tragerschaft. Das Recht der Privat-
schulen, Kindergirten und Heime, Loseblattsammlung, Neuwied und Darmstadt, insbesondere unter Randziffer 28.
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Parlamente, Regierungen und Verwaltungen der Linder eher zu unangemes-
senen, ungerechten und oft als willkiirlich empfundenen Resultaten bei der
konkreten Finanzhilfe an die Schulen in Freier Trigerschaft.

Obgleich letztlich in jedem Land individuelle Regelungen der Finanzhilfe
gegeben sind, lassen sich vier Arten der Finanzhilfe unterscheiden: Die Re-
gelfinanzhilfe, die gewissermaBien die verfassungsrechtlich gebotene Ver-
pflichtung abdecken soll, Zuschiisse zu bestimmten einzelnen Ausgabenar-
ten (meist Investitions- und besondere Sachausgaben, aber in einzelnen
Léandern auch zur Altersversorgung fiir bestimmte Lehrer), Erstattungen fiir
bestimmte Ausgabenarten und Naturalhilfe in Form von Zuverfiigungstel-
lung von beurlaubten staatlichen Lehrern (vgl. Abb. 4).

Von Interesse ist, auf welcher Datengrundlage und mit welcher Methodik
vor allem die Regelfinanzhilfe als gesetzlich bestimmter Kern der Finanzhil-
fe in den einzelnen Léndern jeweils berechnet wird. Auch hierbei lassen sich
aus den ldnderindividuellen Regelungen zwei Grundtypen der Berechnung
der Finanzhilfe erkennen: Das sog. Pauschalverfahren und das sog. Bedarfs-
deckungsverfahren. Beide Verfahren unterscheiden sich prinzipiell im Aus-
gangspunkt der Berechnung und in der Zielsetzung der Finanzhilfe. Beide
Verfahren dhneln sich in der Orientierung ihrer Berechnungsmethodik an
den finanziellen Gegebenheiten der staatlichen Schule in der Vergangenheit
(Vgl. Abb. 5).

Betrachtet man nun die tatsdchlich gewihrte staatliche Finanzhilfe an
Schulen in Freier Trigerschaft am Beispiel der Freien Waldorfschulen im
Léndervergleich von 1986 bis 1990, dem Zeitraum, fiir den bislang detail-
lierte Angaben iiber Schiiler- und Lehrerunitcosts im staatlichen Schulwesen
vorliegen (vgl. Tab 1 und Abb. 3), so zeigt sich hierbei ein Bild, das zum ei-
nen die linderindividuellen Finanzhilferegelungen spiegelt, zum anderen
keineswegs mit dem Bild der Schiilerunitcosts etwa fiir staatliche Gesamt-
schulen oder Grund- und Hauptschulen und Gymnasien’) korrespondiert.
Ganz im Gegenteil lassen sich z.B. kaum wesentliche Unterschiede zwi-
schen Fldchen- und Stadtstaaten erkennen (Vgl. Abb. 6). Auch zeigen einige
Lénder, obwohl die Finanzhilfe in nominalen, also nicht preisbereinigten
Werten angegeben ist, zwischenzeitliche absolute Riickgédnge. Im Vergleich
mit dem Bild der unitcosts bei staatlichen Schularten 148t sich vermuten, da3

5) Dadie Regelfinanzhilfe in allen Ldndern sich in wenn auch unterschiedlicher Form an den Ausgaben vergleichbarer
staatlicher Schularten orientiert, es im staatlichen Schulwesen die Schulart ,,Waldorfschule* aber nicht gibt, wird in
einzelnen Lindern die Gesamtschule als der ,,Einheitsschule” Waldorfschule nichstgelegene staatliche Schulart, in
anderen Landern ein fiktiver Mix aus Grund- und Hauptschule und Gymnasium (30/70%), wegen der Grundschul-
klassen in der Waldorfschule einerseits und wegen doch tiberwiegender gymnasialer Abschlulorientierung der Wal-
dorfschiiler andererseits herangezogen.
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Abb. 5

Berechnung der Finanzhilfe

Pauschalverfahren

Bedarfsdeckungsverfahren

Ausgangspunkt: Grund-
parameter, oder meist an
Ausgaben (i. d. R. Personal-
ausgaben) staatl.Schulen des
Vorjahres angelehnt ist

Orientierung: Partiell an
Niveaus staatl. Schulen;
Beriicksichtigung von
Eigenleistung der Privat-
schule; Einhaltung der
Obergrenzen

Ziel: Pauschaler Finanzhilfe-
Beitrag an die Privatschule
— pro Schule

— meist pro Schiiler

Kritik: groflere Autonomie

Ausgangspunkt: Defizite
bei einzelnen Ausgaben-
arten oder dem ganzen
Haushalt der Privatschule

Orientierung: wie bei
Pauschalverfahren

Ziel: Deckung von kon-
kreten Fehlbetrigen bei der
Privatschule

Kritik: geringe Autonomie

die Orientierung der Finanzhilfe an Ausgabenniveaus vergleichbarer staatli-
cher Schulen oft mehr behauptet denn konkret vollzogen wird und minde-
stens gelegentlich auch anderen, z.B. haushaltspolitischen Kriterien folgt.

Wann immer Ist-Ausgaben staatlicher Schulen in der Vergangenheit zur
Grundlage von Finanzhilfeberechnungen gemacht werden, bleiben wesentli-
che, nach dem Bruttoprinzip zu beriicksichtigende Schulausgaben wie etwa
anteilige Beamtenversorgung, Verwaltungsausgaben oder gar der ganze Be-
reich kommunaler Schulausgaben ausgeklammert

Beleuchtet man zwischendurch, im welchem Umfang die tatsdchliche Fi-
nanzhilfe die konkreten unitcosts in Waldorfschulen decken (vgl. Abb. 7), so
wird deutlich, dal auch hier ein sehr uneinheitliches Bild vorliegt. In den
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meisten Lindern wird zwar von 1986 ausgehend bis 1990 ein Deckungsgrad
von 75% bis in einem Fall iiber 90% erreicht, bei Bayern in einer au3erge-
wohnlichen Aufwirtsentwicklung von zunichst nur 55% Deckung (1986),
in Baden-Wiirttemberg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und dem Saar-
land allerdings mit zwischenzeitlichen Riickgéngen. Dagegen zeigt das Bild
in Schleswig-Holstein und den drei Stadtstaaten einen deutlich riickldufigen
Deckungsgrad. Dies hat, gerade bei Waldorfschulen, die {iber keinen finanz-
kréftigen Schultrdger verfiigen, sondern zur Deckung der Finanzliicke zwi-
schen unitcosts und staatlicher Finanzhilfe auf die Selbstbeteiligung der El-
ternhéduser angewiesen sind, unmittelbare soziale Auswirkungen.

Stellt man nun die tatsidchliche Finanzhilfe einerseits zu den unitcosts der
Waldorfschulen, andererseits zu den unitcosts etwa der staatlichen Gymnasi-
en in Beziehung (vgl. Abb. 8), so 146t die Korrelation vermuten, daf die
tatsdchliche staatliche Finanzhilfe weniger, wie behauptet, an den Niveaus
der staatlichen unitcosts, sondern eher an bestimmten Deckungsgraden der
tatsdchlichen unitcosts von Waldorfschulen orientiert sind.

Hier wird deutlich, daB} die staatliche Finanzhilfe an Schulen in Freier Tri-
gerschaft von der Exekutive immer noch eher als zwar gesetzlich erzwunge-
ne, aber doch lédstige und nur die Haushalte unnétig belastende staatliche
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Subvention an eine in ihren Augen schulpolitische »quantité négligeable«
gesehen wird und nicht als eine vom Staat einzulosende finanzielle Garantie
eines aus der Verfassung abgeleitetes Grundrechts auf rechtliche und damit
materielle Gleichbehandlung aller, staatlich wie in Freier Trigerschaft ver-
anstalteter 6ffentlicher, d.h. jedermann zuginglicher Schulen.

V. Abschliefiende Uberlegungen fiir eine Orientierung der
Finanzhilfe an Schulen in Freier Trdgerschaft an den unitcosts
Offentlicher staatlicher wie nichtstaatlicher) Schulen

Will man die andauernde und leidige Finanzhilfedebatte rationalisieren, bie-
tet sich ein stufenweises Vorgehen an: Zunichst sollte vor dem Hintergrund
bestehender Verhiltnisse (Schule als tiberwiegend staatliche Schule bei einer
kleinen, aber offenbar wachsenden Zahl von Schulen in Freier Triagerschaft)
die Finanzhilfe derart auf eine transparente und einem demokratisch-recht-
staatlich verfalSten Gemeinwesen angemessen fiir alle Beteiligten nachvoll-
ziehbare Regelung gestiitzt sein, daf} die nach dem Bruttoprinzip ermittelten
und veroffentlichten unitcosts staatlicher Schulen in der Vergangenheit zum
Ausgangspunkt der Berechnung der Finanzhilfe gemacht werden.

Mit diesem Verfahren ist eine Reihe von Problemen verbunden, die es
eben nur als Einstieg in eine weitergehende Rationalisierung mit dem Ziel ei-
nes allgemeinen Finanzierungsmodells aller Schulen rechtfertigen. Zunichst
das Zeitproblem: Ist-unitcosts sind auf der Basis des derzeitigen staatlichen
Rechnungswesens nur mit erheblichem Zeitverzug zu erhalten. Finanzhilfe-
units miissen aber zukunftsorientiert ermittelt und bereitgestellt werden. Des-
weiteren das Problem schwankender Beschiftigung: Schulen unterliegen in
ihrer Beschiftigung, d.h. der Schiilernachfrage, demographischen Schwan-
kungen, die im Zusammenhang mit der sachbedingten Personalintensitiit
(Personalkosten als tendentielle Fixkosten) zu reziproken beschiftigungsbe-
dingten unitcost-Schwankungen fiihren. Schulplaner kennen das Phianomen,
daB3 bei Schiilerriickgang die sog. Schiiler-Lehrer-Relation sinkt und damit die
unitcosts steigen und umgekehrt. Indirekt hingt damit auch das Problem der
Flachen- und Problemgruppenversorgung zusammen. Hierbei kommt eine
tendentiell zu niedere Beschiftigung nicht aus demographischen, sondern
geographischen (Versorgung bevolkerungsschwacher Regionen mit einem
differenzierten Schulangebot) und soziographischen (Versorgung von Behin-
derten und sozialen Problemgruppen) zustande und fiihrt zu tendentiell hohen
unitcosts. Dies wird im {ibrigen z.B. sichtbar bei den unitcosts von Sonder-
schulen. Schliellich das Problem der verursachungsgerechten Erfassung von
Schulausgaben im Rahmen der 6ffentlichen Finanzwirtschaft. Aufgrund der
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kameralistischen Struktur und damit besonderen Logik der 6ffentlichen Fi-
nanzwirtschaft ist es duflerst schwierig, die in vielfiltigen Einzeletats ver-
streuten Ausgaben, die von Schule verursacht werden, zusammenzufiihren.
Die bisher vorgenommenen unitcost-Berechnungen konnten immer noch
nichtalle fiir Schule anfallenden Ausgaben beriicksichtigen, weil z.B. im Rah-
men der sog. »Amtshilfe« vielfiltige Aufgaben und damit Ausgaben bei
»schulfernen Ressorts« anfallen und unter nicht auf »Schule« beziehbaren
Ausgabenbezeichnungen verbucht werden. Hier konnte nur eine derzeit un-
realistische Reform des 6ffentlichen Rechnungswesens Abhilfe schaffen.

Um diesen Problemen gerecht werden zu konnen, miiliten die ermittelten

unitcosts staatlicher Schularten der Vergangheit nicht nur trendextrapoliert
auf jenes Jahr umgerechnet werden, fiir das die Finanzhilfe zu ermitteln ist,
sondern bediirften entsprechender Korrekturrechnungen, insbesondere fiir
die beschiftigungs-, flaichen- und problemgruppenbedingten Schwankun-
gen. Die Kriterien fiir derartige Korrekturrechnungen miissten aber ebenfalls
transparent und damit fiir die Beteiligten nachvollziehbar gemacht werden.
Selbst bei Erfiillung dieser Bedingungen bliebe dieses Verfahren der Finanz-
hilfeberechnung auf die Dauer unbefriedigend. Um die oben genannten Pro-
bleme zu bewiltigen, bedarf es des Ubergangs vom vergangenheitsorientier-
ten Ist-unitcost-Modell gegebener staatlicher Schularten zu einem
gegenwartsbezogenen Standard-unitcost-Modell zunidchst ebenfalls nur
staatlicher Schularten. In einer letzten Stufe konnte ein solcher Ansatz zu ei-
nem Standardkostenmodell fiir arttypische Schulen in staatlicher wie nicht-
staatlicher Tragerschaft weiterentwickelt werden (vgl. Abb. 9).
Gerade auf der Basis der Erfahrungen und Erkenntnisse, die aus den umfang-
reichen analytischen Ist-unitcost-Berechnungen der Vergangenheit, insbeson-
dere bei staatlichen, aber auch nichtstaatlichen Schularten (Waldorfschulen)
gewonnen wurden, lassen sich in Verbindung mit organisationstheoretischen
Uberlegungen zur Schule, die Ausgangspunkt und Grundlage der Unitcostun-
tersuchungen sind, methodisch abgesicherte synthetische Richtwerte fiir
schularttypische Schulkostenarten und -unitcostniveaus entwickeln. Die mit
Hilfe eines derart von allen Beteiligten gemeinsam entwickelten und ange-
wandten Standardkostenmodells fiir arttypische Schulen errechneten unitcosts
konnen schlieBlich direkt zur Grundlage 6ffentlicher Finanzierung von allen
Arten von Schulen, staatlichen wie nichtstaatlichen, gemacht werden.

Ob diese schularttypische Finanzierung von Schularten jedweder Triger-
schaft, staatlicher wie nichtstaatlicher, schlieBlich als Institutionenfinanzie-
rung (Finanzierung der Schule bzw. ihres Tréigers) oder als Personenfinan-
zierung der einzelnen Schiiler/Eltern mittels Bildungsgutscheinen o.4.
vorgenommen werden sollte, bleibt eine politische Frage.
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20 JAHRE AKTION HUMANE SCHULE e. V.

Aufruf: Schule neu gestalten

Mehr Menschlichkeit an der Schule verwirklichen —
7 Forderungen, ihre praktische Umsetzung und bildungspolitische
Perspektiven

Schulnot 1994:
Gesellschaftliche Umbriiche, Werteverschiebungen, Sinnverluste und eine
Bildungspolitik, die zur Sparpolitik verkiimmert.

Offentlichkeit, Eltern, Wirtschaft und Wissenschaft stellen fest: Die alte
Schule ist am Ende — Konturen einer anderen Schule, Neuorientierungen
und ein verdnderter Bildungsauftrag werden sichtbar. In dieser Situation
zwischen Umbruch und Aufbruch fordert die Aktion Humane Schule e.V.
(AHS) zum Umdenken in der Gestaltung von Schulen auf. Sie tritt fiir neue,
kreative Biindnisse ein, fiir eine andere Finanzpolitik im Bildungsbereich:
Impulse statt Mingelverwaltung!

Die heutige Schule muB als lebendiger Lernort und Zukunftswerkstatt or-
ganisiert werden. Sie darf nicht zur nachsorgenden Therapieanstalt fiir zu-
nehmende gesellschaftliche Probleme verkommen. Alle sind aufgefordert,
mit Zivilcourage und Solidaritit eine padagogische Kultur im Alltag zu ent-
wickeln.

1. Gesellschaftliche Umbriiche verarbeiten

Mit den Lebensverhéltnissen in dieser Gesellschaft veridndern sich auch die
Lernverhiltnisse: Aggression, Gewalt, Egoismus, Isolierung, Geld, Macht
und Eitelkeit fithren verstédrkt zu konkurrenz- und konsumorientiertem Bil-
dungsdenken. Darum muf} das Verhiltnis von »Ich« und »Wir« neu bedacht
werden. Die Perspektive ist ein gemeinsames, soziales und okologisches
Lernen fiir die Zukunft, ein Einiiben von Miindigkeit und Verantwortung.
Wenn sich in Gesellschaft und Wirtschaft hierarchische Strukturen zu offe-
neren Systemen verwandeln, mufl das auch in den Schulen geschehen. Die
Verbindung zwischen fachlichem Wissen und sozialen Fahigkeiten muf3
verstirkt werden, damit Selbstorganisation gelernt wird — in Gruppen und
Teams.

Praxis: Aus den gesellschaftlichen Verdnderungen ergibt sich konsequen-
terweise eine Neudefinition des Leistungsbegriffs: Neben der Sicherung ei-
nes Grundbestandes an Wissen und Konnen und der Ausbildung sozialer

Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994) 51


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext


Aktion Humane Schule: Aufruf: Schule neu gestalten

Verhaltensweisen sind stirker zukunftsbezogene Fihigkeiten zu entwickeln:
Selbstindigkeit, Lernbewuftsein, Kritikfahigkeit, Kooperationsbereitschaft
und Problemlosungsverhalten sind »Schliisselqualifikationen« zur Bewdilti-
gung von gesellschaftlichen »Schliisselproblemenc; ...

2. Die alte Schule iiberdenken

Eine Schule als »Kindersortieranstalt«, die vielfach in Fichern und Metho-
den die Produktionswelt von gestern widerspiegelt, hat sich in dieser Ge-
sellschaft iiberlebt.

In der Entwicklung zwischen Risiko- und Informationsgesellschaft brau-

chen wir andere, offenere Formen des Lernens und Lebens als die Obrig-
keits- und Staatsschule der alten Industriegesellschaft! Unser heutiges
Schulsystem zeigt sich dem geistigen und gesellschaftlichen Umbruch im-
mer weniger gewachsen.
Praxisperspektive: Wir brauchen ein integrierendes Schulsystem, eine de-
mokratische Schulstrukturreform und gleichzeitig die Stdrkung der einzel-
nen Schule als Lern- und Lebensraum. Das amerikanische Modell — teure
Privatschulen fiir die einen, verarmte Staatsschulen fiir die anderen — kann
nicht die Losung sein; ...

3. Gemeinsam eine neue Schule entwickeln

Die augenblickliche Umbruchssituation ist eine Chance: Schule kann heute
von unten durch gemeinsame Arbeit von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern,
Kindern und Jugendlichen in der Kommune, im Stadtteil und in der Nach-
barschaft weiterentwickelt werden. Dies gelingt um so besser, je mehr sich
alle individuell und kreativ fiir eine positive Verdnderung einsetzen. Es ist
logisch: Gerade dann, wenn im Bildungssystem weiter gespart wird, miis-
sen die Betroffenen ihre Angelegenheiten stirker in die eigenen Hinde neh-
men, um einen Wandel zu erreichen. Dann kann Schule zu einem Erfah-
rungsraum werden fiir eine anspruchsvolle Arbeit mit Lern- und
Lebensfreude. Dann erwéchst aus dem sozialen Miteinander und in der
Auseinandersetzung mit den Widerspriichlichkeiten des schulischen Um-
feldes das neue Bild: Schule als offener Lernort!

Praxisstichworter: Schule als Nachbarschaftsschule in der Offnung nach
auflen und innen,; Elternmitarbeit in der Entwicklung des Schulprofils; Ver-
dnderung der Organisations- und Arbeitsformen; Rhythmisierung des
Schulalltags; eine gesunde Schule; ...
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4. Kindern Zuversicht und Zukunft geben

Eine unteilbare Aufgabe fiir Eltern und Schule ist eine Erziehung, die Kin-
der und Jugendliche stark macht: Sie brauchen Zuwendung, Zuversicht und
Zukunft, um problematische Lebensverhiltnisse zu bewiltigen. Thre Lei-
stungsfihigkeit wird entwickelt, wenn sie dort »abgeholt werden, wo sie
sich befinden«, das heif3t: Individualitit statt Uniformitét! In der Schule und
zu Hause sollten alle Kinder und Jugendliche das Gefiihl haben: Ich werde
um meiner selbst willen akzeptiert und angenommen; auch ich werde ge-
braucht, auch ich kann etwas Niitzliches fiir die Gemeinschaft tun. Kinder
»stark zu machen« hei3t gleichermaf3en, ihre Gegenwart und Zukunft mit-
zugestalten und ihre Selbstidndigkeit zu fordern. Sie haben auch in der Schu-
le das Recht, ein Kind zu sein.

Praxisideen: Gesprdche mit Eltern, Lehrern, Experten zu Erziehungsfra-
gen; Netzwerke fiir die Zukunft aufbauen z.B. in der Berufsvorbereitung aut-
hentische Tore zur Welt dffnen: prdaventive Kooperation mit Handwerk,
Wirtschaft, Industrie; ...

5. Gemeinschaftssinn stirken

Schule als Gemeinschaft lebt auch von der Verantwortung des Einzelnen fiir
das »Wir«. Den notwendigen Gemeinschaftssinn entwickeln Kinder und Ju-
gendliche, wenn sie in ihrem sozialen Umfeld Gelegenheit zu moralischer
Selbstindigkeit haben. Dieses Lernen beginnt bei ihren Bezugspersonen:
Kooperation, Selbstindigkeit, Toleranz und die Fihigkeit zur Integration
konnen besser erworben werden, wenn die Erwachsenen sich selbst als Teil
einer gerechten Gemeinschaft verhalten. Die praktische Auseinanderset-
zung mit Normen, Regeln und Werten muB weit iiber die von der Offentlich-
keit und Wirtschaft geforderten »Schliisselqualifikationen« hinausgehen.
Schule ist nicht nur Zubringer fiir Wirtschaft und Wissenschaft, sondern hat
auch »humane Kompetenzen« wie Kritikfihigkeit, Zivilcourage und- Ver-
antwortungsbereitschaft als Grundlage demokratischen Lebens zu vermit-
teln.

Praxisideen: Klassenrat; Kinderkonferenz; Kinderparlament; Helfersyste-
me in der Klasse — Tutorensysteme in der Schule; vielfiltiges Schulleben;
Friedfertigkeit in der Schule entwickeln; ...
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6. Unterricht dffnen

Im Schulalltag sind Offnung, Bewegung, Vielfalt und ProzeBorientierung
wichtiger als die eine Sicht des Lehrens und Lernens, als das Einheitsmuster
eines lehrerzentrierten Unterrichts, als die eine Methode. Gemeinsam Un-
terricht zu entwickeln und die Mitplanung von Schiilern zu ermoglichen,
stiarkt ihre Selbstindigkeit und das Lernen des Lernens. In der Mischung
von offenen und gelenkten Phasen, im Experimentieren, forschenden Ler-
nen, in der Projektarbeit, in der Methodenvielfalt liegen die Chancen. Da-
durch wird Kindern und Jugendlichen die Verantwortung fiir ihr eigenes
Lernen deutlicher als bisher. Problemldsendes und vernetztes Denken,
ganzheitliches Lernen mit allen Sinnen fordern Schiiler mehr als das Aus-
wendiglernen vorgegebener Losungen.

Praxisperspektiven: Binnendifferenzierung des Unterrichts;, Wochenplan-
arbeit; freie Arbeit; Erlernen vielfdltiger Arbeitstechniken; Experten in der
Klasse; Lernen in der Nachbarschaft der Schule; ...

7. Freirdume erkdmpfen

Auch heute ist es in dieser Gesellschaft noch méglich, Freirdume zu er-
kiampfen. Die Integration Behinderter in der Schule, die Offnung des Unter-
richts und viele andere Beispiele zeigen, wie mutige und engagierte Eltern
und Lehrer zusammen mit anderen Verbiindeten durch beharrliches Eintre-
ten fiir ihre Uberzeugungen bundesweit Erfolge erzielen. Das Leitprinzip
»Miindigkeit« lebt von der Selbsterneuerung erstarrter Systeme von unten,
in den Klassen, in der Schule und in der Nachbarschaft. Der zunehmenden
gesellschaftlichen Isolierung vieler Menschen kénnen wir durch eine inte-
grative Arbeit vor Ort begegnen. Die Schule kann dabei eine fiir alle offene
»Werkstatt« sein — dort ermoglichen Eigeninitiative, Selbstidndigkeit und
die Erfahrung menschlicher Nihe die jetzt gefragte Gemeinsamkeit.

Praxis: Elternstammtisch; Schulkonferenz;, Runder Tisch Bildungspolitik;
neue Nachbarschaftsschulen; Ganztagsschulen; Lernen von alternativen
Schulen; »Schulautonomie« — Verantwortungsbereiche in der Schule stdir-
ken; ...

Bildungspolitische Konsequenzen

1. Mehr Vorsorge statt Nachsorge als Leitidee der Schulpolitik

2. Langfristig den europdischen Standard der achtjdhrigen gemeinsamen
Schule anstreben, kurzfristig: eine sechsjdhrige Grundschule
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Aktion Humane Schule: Aufruf: Schule neu gestalten | Autoren

. Mehr Flexibilitit bei der Einschulung, den Ubergiingen, den Schullauf-

bahnen und beim Jahrgangsprinzip

. Keine Mammutschulen

5. Keine Klasse tiber 25 Schiiler

10.

. Mehr Selbstindigkeit und Gestaltungsfreiheit fiir die einzelne Schule

(»Schulautonomie«)

. Leistungsbewertung in verbaler Form
. Klassenlehrer und Teams statt einer Uberzahl von Fachlehrern

. Grundlegende Reform der Lehreraus- und -fortbildung: mehr Padago-

gik, Psychologie und Praxisbezug

Wirksame Demokratie: mehr Eltern- und Schiilerbeteiligung; Schul-
konferenzen einfithren und weiterentwickeln

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Aktion Humane Schule

Bundesverband: Detlef Tribert, Werfelweg 2, 70437 Stuttgart

Fritz Andres

Dhauner Straf3e 180, 55606 Kirn

Eckhard Behrens

Bergstral3e 29, 69120 Heidelberg

Deutscher Lehrerverband

Karl-Barth-Straf3e 102, 53129 Bonn

Riidiger Haug, Dipl.-Kaufmann

Deutsches Institut fiir Internationale Pddagogische Forschung,
SchloBstraBie 29, 60486 Frankfurt

Theo Liket, stv. General-Inspekteur a. D. in den Niederlanden

Lanckhorstlaan 87,2101 BB Heemstede, Niederlande

Heinz-Hartmut Vogel

RoBauchtert 6, 73087 Boll-Eckwilden

Manfred Winz, lic. rer. pol.

Derendingen Straf3e 60, CH-4562 Biberist
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Zeitgeschehen

Kein Globalhaushalt ohne Bildungsgutscheine

Eckhard Behrens

In einem hochschulpolitischen Leitartikel
unter dem provokanten Titel »Mogelwort
Autonomie« schrieb Kurt Reumann in der
FAZ vom 2. Mirz 1994 iiber die Sorgen
der Universititsleitungen vor einem Da-
naergeschenk der Finanzminister. Im
Finanzpoker zwischen Staat und Hoch-
schulen sei die Autonomie zu einem Mo-
gelwort geworden. Die Finanzminister
wollen den Hochschulen den »Global-
haushalt« schmackhaft machen gegen den
Verzicht auf ihr Erstgeburtsrecht auf eine
leistungsgerechte staatliche Finanzie-
rung. Was niitzt die Dispositionsfreiheit
der Hochschulen auf der Ausgabenseite,
wenn auf ihrer Einnahmenseite der Fi-
nanzminister tun und vor allem lassen
kann, was er will, ohne daB die Offentlich-
keit die Willkiir durchschauen kann?

Globalhaushalte miissen richtig finan-
ziert werden. Soweit die Hochschulen be-
stimmte Leistungen — z.B. in der Lehre —
erbringen, miissen sie einen Rechtsan-
spruch auf gesetzlich definierte staatliche
Zahlungen haben, z.B. auf Studienge-
biihren, die der Finanzminister pro Stu-
dent oder pro Absolvent an die Hochschu-
len bezahlt — wie in den Niederlanden.
Das verniinftigste System wire die Ergin-
zung des Abiturs durch Bildungsgutschei-
ne, die der Student semesterweise an seine
jeweilige Hochschule weitergibt, die
dafiir vom Finanzminister einen gesetz-
lich definierten, kostendeckenden Geld-
betrag erhilt.

Die Zahl der Bildungsgutscheine be-
stimmt der Staat, indem er das Abitur
gewihrt oder verweigert. Den Wert der
Bildungsgutscheine bestimmt der Lan-

desgesetzgeber auch. Aber wenn der Staat
diese Entscheidungen getroffen hat, ha-
ben die Hochschulen sichere Kalkulati-
onsgrundlagen. Wenn sie mehr Abiturien-
ten nehmen, bekommen sie auch mehr
Geld. Und wenn der Staat die Bildungs-
gutscheine nicht der allgemeinen Kosten-
entwicklung anpallt oder gar kiirzt, dann
fillt das jedermann auf; die offentliche
Kontrolle iiber die finanzielle Fairne$3 des
Staates gegeniiber den Hochschulen wird
funktionieren. Finanzielle Mogeleien flie-
gen auf.

Man stelle sich vor: Bayern gibt weni-
ger Bildungsgutscheine (Abiture), dafiir
aber fiir den einzelnen Gutschein mehr
Geld als Hessen. Da kann doch jeder Biir-
ger mitreden! Heute haben wir 6kono-
misch dieselbe Situation, aber der Biirger
kann nicht mitreden, weil die Zahlen un-
durchschaubar sind. — Wie wire es, wenn
Hessen nicht nur viele Abiture ausstellen,
sondern die Bildungsgutscheine besser
dotieren wiirde als andere Linder? Wiir-
den die hessischen Abiturienten dann
weltweit als Studenten willkommen sein?
Hochschulen, die sich ihre Einnahmen fiir
die Lehre nur im Wettbewerb um Studen-
ten verdienen konnen, die sie von der
Qualitdt ihrer Ausbildungsleistungen
iiberzeugt haben, werden in der Offent-
lichkeit bald so viel Vertrauen genief3en,
daB} sie ihre Studenten selbst auswihlen
diirfen. Eine freie Auswahl ist nur mog-
lich, wenn die Hochschulen einerseits vie-
le Bewerbungen auf sich ziehen und sich
andererseits vor Uberfiillung durch einen
NC schiitzen konnen. Aber Hochschulen,
die Studenten brauchen, um Einnahmen
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zu erzielen, werden die Zulassungszahlen
nicht zu niedrig festsetzen, sondern ihre
Ausbildungskapazititen ohne staatlichen
Zwang mobilisieren. Das ist die von priva-
ten Hochschulen her bekannte Wirkung
von Studiengebiihren. Fiir die Wirkung
auf die Hochschulen ist es gleichgiiltig, ob
die Studiengebiihren von den Eltern oder
vom Staat fiir die Studenten bezahlt wer-
den. Ebenso gleichgiiltig ist es, ob die

Hochschulen staatlich oder privat sind.
Wir sehen in den USA und den Niederlan-
den, daB sie sich alle wie private verhal-
ten, wenn sie dhnlich finanziert werden.*)

*) Die FAZ brachte den vorstehenden Text am 11. Mirz
1994 im wesentlichen unverindert als Leserbrief des
Seminars fiir freiheitliche Ordnung e.V. mit der
Uberschrift »Bildungsgutscheine fiir Abiturienten«.

Das Gummiband zwischen Geldmenge und
Preisniveau
Eckhard Behrens

Im Wirtschaftsteil der FAZ Nr. 166 vom
Mittwoch, dem 20. Juli 1994 — Seite 13 —
kommentierte der Leiter der Wirtschafts-
redaktion, Hans D. Barbier, die gegenwiir-
tig zunehmend diskutierte wihrungspoli-
tische Frage der VerldBlichkeit des
Zusammenhangs zwischen Geldmenge
und Preisniveau. Der Kommentar trug den
Titel »Die Stabilitit am Gummiband«.

Dieses Bild vom Gummiband sollte in
das Standardvokabular der kiinftigen
wihrungspolitischen Diskussion einge-
hen. Es ist ein journalistischer Volltreffer,
der die Blicke der verunsicherten Offent-
lichkeit in die richtige Richtung lenkt.

Gleich zweimal betont Hans D. Barbier
zutreffend, »solange die Zirkulationsge-
schwindigkeit des Geldes sich nicht be-
deutsam dndert« und »solange die Um-
laufgeschwindigkeit eine berechenbare
GroBe bleibt«, konne am Geldmengen-
konzept festgehalten werden.

Hat sich die Umlaufgeschwindigkeit
wirklich nicht bedeutsam verédndert und
ist sie wirklich eine berechenbare Grof3e
geblieben? Oder ist gerade sie das Gum-
miband zwischen Geldmenge und Preis-

niveau, dessen zunehmende Elastizitiit die
Zweifel am Zusammenhang zwischen
Geldmenge und Preisniveau rasant wach-
sen 1dBt? Wer der Forderung des ein-
fluBreichen FAZ-Kommentators folgen
will, das Konzept beibehalten, es aber in
der Praxis zu verbessern, der sollte sich
fragen, ob nicht Veridnderungen der Um-
laufgeschwindigkeit, die bisher nicht aus-
reichend beobachtet wurden, die unglaub-
liche Dehnbarkeit des Gummibandes
erkldren konnen, an dem die Bundesbank
die Preisentwicklung fiithren mochte.

Die Bundesbank sollte sich fiir die
kurzfristigen Verdnderungen der Umlauf-
geschwindigkeit und ihre Bestimmungs-
faktoren mehr als bisher interessieren.
Nehmen wir diese Verdnderungen tiber-
haupt rechtzeitig wahr, messen wir sie
zeitgleich und direkt oder berechnen wir
sie nur im Nachhinein (aus BPI und M3)
fiir allzu lange Zeitrdume? Messen und
prognostizieren wir sie genau genug?
Konnte die empirische Wirtschaftsfor-
schung hier nicht mehr leisten? Die Ko-
sten der Entwicklung und des regelmafi-
gen Einsatzes geeigneter empirischer
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Verfahren diirften bezahlbar sein; sie wiir-
den doch den Bundesbankgewinn kaum
spiirbar mindern.

Erst nach der Bewiltigung der MeBauf-
gabe wird sich die weitere Frage stellen,
mit welcher Strategie der Erwartungsbil-
dung die Bundesbank die Verdanderungen

der Umlaufgeschwindigkeit so berechen-
bar steuern kann, daf3 dieses Gummiband
seine Uberelastizitit verliert. Erst nach
Verstetigung der Umlaufgeschwindigkeit
kann die Geldmengenexpansion die Ent-
faltung des Potentials direkt bewirken.

Fiinfprozentklausel entschlacken!

Ein Beitrag zur Vitalisierung der Demokratie

Fritz Andres

Der alleinige Zweck der sog. Fiinfpro-
zentklausel im Wahlrecht besteht darin,
den Parteien, die weniger als 5 % der
Stimmen erhalten haben, den Zugang zum
Parlament zu versperren. Sie hat aber auch
zur Folge, da Voten miindiger Biirger
wirkungslos werden, und da3, wegen be-
fiirchteter Wirkungslosigkeit, viele Biir-
ger die kleinen Parteien gar nicht erst
wihlen, ja sich mit ihnen nicht befassen,
und gute Leute sich vom Engagement bei
ihnen abhalten lassen.

Dabei wiren diese Nebenwirkungen —
ohne Beeintrichtigung der Hauptwirkung
— sehr einfach abzustellen. Man brauchte
dem Biirger nur zur Zweitstimme eine
Zweit-Ersatzstimme zu geben, die zum
Tragen kommt, wenn die mit der Zweit-
stimme gewihlte Partei an der Fiinfpro-
zentklausel scheitert'). Dann konnte jeder
ganz unbefangen und ohne die Gefahr des
Stimmverlusts auch kleine Parteien
wiihlen. Er wiiBBte, daB notfalls seine Er-
satzstimme gilt.

Verbessern sich die Chancen kleiner Par-
teien, werden befihigte Menschen eher
bereit sein, sie zu griinden bzw. sich in
ihnen zu engagieren. Das teilweise nicht
gerade ansprechend wirkende Spektrum
dieser Parteien konnte sich qualitativ in
ein paar Jahren erheblich verbessern. Wer

eine Vorstellung davon hat, welche Be-
deutung kleinen Parteien als unbequemer
Ideenlieferant in der Demokratie eigent-
lich zukommen konnte - die Ubernahme
griiner Ziele in die Programme der eta-
blierten Parteien in den letzten Jahren ist
das wichtigste, aber eben viel zu seltene
Beispiel dafiir -, der wird eine solche Vita-
lisierung der Demokratie als einen Beitrag
zur Uberwindung der politischen Stagna-
tion sowie der Politik- und Parteienver-
drossenheit begriilen.

Ziel des Wahlsystems mulf} es u.a. sein, die
Griinde fiir taktisches Wihlen so weit als
moglich zuriickzudriangen, damit der Biir-
ger unbefangen wihlen kann, was er fiir
gut und wen er fiir fahig hilt. Durch die
Ersatzstimme wiirde ihm dies in einem
nicht unwesentlichen Bereich erméglicht.
Dabei bliebe die Sperrwirkung der Fiinf-
prozentklausel in vollem Umfang erhal-
ten. Ein bilchen mehr Zihlerei am Wahl-
abend sollte die Sache wert sein

1) Dieser Vorschlag wird bereits diskutiert von Ulrich

‘Wenner in seinem Buch: »Sperrklauseln im Wahl-
recht der Bundesrepublik Deutschland«, Verlag Peter
Lang, Frankfurt am Main, 1986, S. 412 ff; dort sind
auch Beitrige weiterer Autoren aufgefiihrt, die den
Vorschlag behandeln.
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Buchbesprechung

Walter Hamm:
Zeit zum Umsteuern — Wohnungspolitik im Span-
nungsfeld von Wirtschaft und Gesellschaft

Frankfurter Institut — Stiftung fiir Marktwirtschaft und Politik
Kaiser-Friedrich-Promenade 157, 61352 Bad Homburg
ISBN 3-89015-043-8, 1994, brosch., 92 Seiten, DM 11,—

Dieses Biichlein hat Gewicht. Es macht an
einem nur schwer tiberschaubaren Poli-
tikbereich, der Wohnungspolitik, deut-
lich, was ausgewiesene Vertreter der So-
zialen Marktwirtschaft an Losungen
anzubieten haben. Sein Autor ist Profes-
sor der Volkswirtschaft und Mitglied des
neoliberalen ,,Kronberger Kreises®, des-
sen Frankfurter Institut die Schrift heraus-
gegeben hat.

Es wird nicht nur die Widerspriichlich-
keit der bisherigen Wohnungspolitik
durchschaubar gemacht, sondern auch
aufgezeigt, wie mit den bisher schon auf-
gewendeten Mitteln sozial weit wirksa-
mer geholfen werden konnte. Dabei wer-
den nur die notwendigsten Zahlen
genannt, aber diese sind treffsicher ausge-
wihlt und in anschaulicher Weise in die
gesamtwirtschaftlichen Zusammenhinge
eingeordnet.

Es wird gezeigt, warum es marktwirt-
schaftlich verstindlich ist, da Angebot
und Nachfrage bei Wohnungen seit ldnge-
rem weit auseinanderklaffen und daf} dies
nicht so sein mifite. Die kiinstlich ge-
driickten Mieten bewirken einerseits eine
zu starke Entfaltung der Nachfrage nach
Wohnungen und schrecken andererseits
das Angebot ab. Wegen der gedriickten
Mieten kommen Angebot und Nachfrage
nicht zum Ausgleich. Die Nachfrage aller
Bevolkerungskreise wird aufgebldht —

auch die der Besserverdienenden. Der
nicht zum Ausgleich kommende Markt
begiinstigt 6konomisch diejenigen, die ei-
ne Wohnung haben und benachteiligt die
schlechterverdienenden Wohnungssu-
chenden — insbesondere soweit sie auch
noch Kinder haben. Der Marktausgleich
kann durch das bisherige System der Ein-
griffe in die Marktkrifte und durch die
bisherigen Formen der Subventionen
nicht bewirkt werden.

Wer den Marktausgleich will, muf3 dop-
pelt ansetzen: Die Nachfrage muf} an der
richtigen Stelle — dort wo kein sozialer
Schaden entsteht — gedampft und das An-
gebot mufl wesentlich ausgedehnt wer-
den. Kapital steht in Deutschland genug
zu Verfiigung, um viel mehr Wohnungen
zu bauen — nur wird es fiir diesen Zweck
nicht ausreichend mobilisiert. Walter
Hamm setzt darauf, daB 80 % der Deut-
schen im Eigentum wohnen mochten,
aber nur 40 % es auch wirklich tun. Dieses
Potential unerfiillter Wiinsche gilt es woh-
nungspolitisch zu nutzen, wenn man das
Wohnungsangebot durch Neubau auswei-
ten will. Dabei soll der Staat sich auf Hil-
fen fiir diejenigen Haushalte beschrinken,
die nicht geniigend Eigenkapital aufbrin-
gen konnen, um sich Wohnungseigentum
ganz aus eigener Kraft leisten zu konnen.
Diese Haushalte stehen aber zum Teil
schon an der Schwelle zum Wohnungsei-
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gentum. Staatliche Hilfe zur Selbsthilfe
kann diesen ,,Schwellenhaushalten*
rechtzeitig fiir die Phase der Kindererzie-
hung zu Wohungseigentum verhelfen.

Unterhalb der Gruppe der Schwellen-
haushalte muf3 mit dem Ankauf von zeit-
weisen Belegungsrechten fiir Mietwoh-
nungen und mit ausreichendem Wohngeld
geholfen werden. Beide Instrumente be-
eintrachtigen die ausgleichenden Markt-
funktionen nicht. Oberhalb der Gruppe
der Schwellenhaushalte sind staatliche
Hilfen ganz unvertretbar.

Auch mit der kommunalen Planungs-
und Bodenpolitik geht Hamm mit deutli-
chen Worten ins Gericht. Immer wieder
verweist er auf die Erleichterungen, die
Gemeinden und Kirchen als Bodenei-
gentlimer den ,,Schwellenhaushalten
durch die Bereitstellung von Wohnungs-
grundstiicken im Erbbaurecht bieten
konnten. Besonders dringlich sei dies in
den Ballungsriumen, wo der Kapitalauf-
wand fiir den Boden sonst bis zu 60 % des
Gesamtprojekts betrage. Auf die hdufig zu
beobachtenden Fehler der Gemeinden
und Kirchen beim Abschlu3 von Erbbau-
vertragen geht Walter Hamm leider nicht
ein. Auch die Moglichkeiten, die Bau-
landbereitstellung  und  -verbilligung
durch eine Grundsteuerreform wesentlich
zu fordern, erwéhnt er leider nicht. Die
Leser dieser Zeitschrift sind mit diesen
Moglichkeiten der Fortentwicklung der
Sozialen Marktwirtschaft gut vertraut.

Von diesen Schwachpunkten abgese-
hen ist das Biichlein ein hervorragend klar
geschriebener Leitfaden zu einer sozialli-
beralen Wohnungspolitik, die sich bruch-
los in die Soziale Marktwirtschaft einfiigt.

Die Lektiire macht wirklich Mut zum Um-
steuern in der Wohnungspolitik!

Zum Beginn der neuen Bonner Legisla-
turperiode wird die wohnungspolitische
Diskussion durch die Veroffentlichung
der Empfehlungen einer von der alten Re-
gierung berufenen Expertenkommisson
weitere Anstoe erhalten. Hoffentlich be-
kommt die Wohnungspolitik bald umfas-
sende Einsichten in die volkswirtschaftli-
chen Zusammenhinge von Markt, Geld-
und Sachkapital sowie vom Boden, auf
dem sich das Wirtschaften ©kologisch
tragbar vollziehen soll.

Die Zukunft der Sozialen Marktwirt-
schaft wird im demokratischen Prozef3 ge-
staltet. Sie wird deshalb entscheidend da-
von abhingen, ob es gelingt, das soziale
Grundbediirfnis ,,Wohnung fiir alle* in
tiberzeugender Weise angemessen zu be-
friedigen. Nur im Wege einer konsequent
sozialen Marktwirtschaft kann die Woh-
nungswirtschaft so leistungsfihig ge-
macht werden, daB der politische
MiBbrauch dieses Grundbediirfnisses fiir
die Aufrechterhaltung einer unzeit-
gemiflen Privilegien-Zuteilungswirt-
schaft nach und nach beendet werden
kann. Wer den Fragen der sozialen Ge-
rechtigkeit — wie so viele Liberale — aus-
weicht, findet fiir seine Losungsvorschla-
ge keine demokratischen Mehrheiten!
Walter Hamm spricht nicht nur von der
Effizienz des Marktes, sondern bewertet
die Wohnungspolitik in erfrischender Of-
fenheit vom Standpunkt sozialer Gerech-
tigkeit. Wo seine Pfeile treffsicher fliegen,
wird sich mancher ducken miissen.

Eckhard Behrens
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Helmut Creutz
Das Geldsyndrom

Wege zu einer krisenfreien Marktwirtschaft

ier liegt endlich ein Buch vor, das dem Laien
wie dem Insider AufschluB gibt iiber die Rolle,
die das Geld bei politischen Vorgéngen spielt.
Umfassend und spannend antwortet es auf
Fragen, die sich fast jeder schon einmal gestellt
hat. Zum Beispiel, warum trotz hiufiger Welt-
wihrungs- und G7-Konferenzen die Finanz-
welt immer mehr aus den Fugen geriit; warum die weltweit
vagabundierenden Milliardenstrome immer groBer werden,
die Kurse an den Aktien- und Devisenmirkten immer ver-
riickter reagieren, die Notenbanken Geldmenge und Kauf-
kraft nicht in den Griff bekommen und die Zinsschwankun-
gen Konjunktur und Krisen bestimmen. Vielleicht haben Sie
sich auch schon gefragt, warum wir eigentlich jedes Jahr un-
sere Wirtschaftsleistung steigern miissen, warum auch in den
reichen Industrienationen die Verschuldung, die Armut und
die Arbeitslosigkeit immer gréBer werden und in aller Welt
die gewaltsamen Auseinandersetzungen und Biirgerkriege
zunehmen. Oder Sie kénnen nicht begreifen, daf3 trotz 40jih-
riger Entwicklungshilfe der Stiden immer mehr zuriickgefal-
len ist; trotz jahrzehntelanger Abriistungsverhandlungen der
Overkill unvorstellbare Ausmafe angenommen hat; trotz
hoherem Wissensstand die Wirtschaftskrisen zunehmen
und trotz 20 Jahren UmweltbewuBtsein die Zerstdrungen
weitergehen.

In diesem aktuellen Buch wird nachgewiesen, warum alle
diese Fehlentwicklungen mit den Strukturen unseres Geldsy-
stems zusammenhingen und daBl ohne deren Korrektur
kaum Hoffnung auf eine Lsung der vielfiltigen Probleme be-
steht.

Aber nicht nur grundlegende Wechselwirkungen zwischen
Geld und Gesellschaft, Wihrung und Wirtschaft werden,
ausgehend von offiziellen Daten, anschaulich erklirt. Auch
eine Fiille interessanter Details, durch griffige Vergleiche und
ca. 80 Grafiken verdeutliche, machen dieses Buch zu einer
Fundgrube fiir jeden.

Besonders wichtig: Die konkreten Vorschlige zur Uberwin-
dung der Fehlstrukturen unseres Geldes. Denn nur mit ei-
nem stérungsfrei funktionierenden stabilen Geld kdnnen
wir endlich zu einer gerechten und stabiten Wirtschaft und
Gesellschaft kommen, die auch der Umwelt eine Chance
gibt.

448 Seiten, 77 Grafiken, zahireiche Tabellen

Helmut Creutz, Monheimsallee 99, D-52062 Aachen

Ab sofort als Ulistein-Taschenbuch
wieder im Handel / Preis: DM 24,90
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WEGE ZU EINEB KRISEN-
FREIEN MARKTWIRTSCHAFT

AKTUALISIERTE AUSGABE

fR
LT DAS HELMUT CREUTZ

| GELD

SYNDROH

—

[ DER AUTOR [l KURZTEXT |

» Helmue Creuss, Jahrgang
1923, hat die Wirtschaft fasc

40 Jahre lang in der Praxis stu-

diere: in deutschen und russi-
schen Fabriken, als Techniker,

Betriebsleiter und freiec Archi-
reke. Nebenbei war er als Flug-

lehrer, Erfinder und S(hn!r«
steller citig. Sein B

» Dieses fakrenreiche Geld-
buch eines Wircschafrsprakri-
kera und -analyrikers verhilfc
dem Leser sum Verscehen der
oft nebuldsen monetiren Vor-
ginge. Es erdffnet vollig neue
Einsichren iiber die Berichun-
gen zwischen unserem Geld

buch »Gehen oder kzpu:tg=~

und den Probl
gen unsecer Tage und seige
Wege z2ur Ut g der

henc und sein
»Haken kriimm¢ man beizei-
tenc erfuhren in den 70er Joh-

ren cine breite Resonanz. Her-
ausgefordert durch eine Leser-

zuschrife, die er widerlegen
wollee, beschaftige er sich seic
1980 mit dem averflixten

Geldq und dessen Auswirkun-
gen auf Wireschaft und Gesell-

schaft. In zahlreichen Verst-
fentlichungen, Vortrigen und
Seminaren hat er seine witt-
schaftsanalytischen Untersu-
chungen dargelegt. 1990 er-
hielt er einen Lehrauftrag an
der Uni Kassel und wurde
von mehreren Seiten fiir den
Alternativen Nobelpreis vor-
geschlagen.

Als Buchversffentlichungen
erschienen bisher: »Wachs-
tum bis zur Krisea {mic W.
Onken und D. Suhr) und
»Bauen, Wohnen, Mieten -
Welche Rolle spielt das
Geldl. Im vorliegenden Buch
sind seine aufschlulireichen
Erkennenisse in wesentlich
erweirerter und akeualisierter
Form zusammengefat.

geldbezogenen Fehlstruk-
turen.
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Blcher

Lothar Vogel
Der dreigliedrige Mensch

Morphologische Grundlagen einer allgemeinen
Menschenkunde

Mit Zeichnungen von Alfred Stolle und Andreas Sauer

Herausgegeben von der Naturwissenschaftlichen, der
Piadagogischen und der Medizinischen Sektion der Freien
Hochschule fiir Geisteswissenschaft am Goetheanum, Dornach

3. umgearbeitete und nochmals wesentlich erweiterte Auflage 1992
536 Seiten, mit 160 Zeichnungen, gebunden, Leinen
Fr. 80,—/DM 89,— ISBN 3-7235-0490-6

In 3. Auflage und nicht nur in umgearbeiteter, sondern wesentlich erweiter-
ter Form erschien jetzt das Buch von Lothar Vogel: Der dreigliedrige
Mensch. Schon seit seiner 1. Auflage 1967 gehort es zu den menschenkund-
lichen Standardwerken nicht nur fiir Waldorfpiddagogen und Kiinstler, son-
dern auch fiir den Grundlagen suchenden Mediziner. . . (In dieser Auflage)
istin der Tat richtiges Neuland dazu erobert worden: die Bereiche des Haut-
organs, des zentralen und vegetativen Nervensystems und das der Sinnesor-
ganisation.

Lore Deggeller. \DAS GOETHEANUM « N35, 1992

Sehr hilfreich fiir nicht nichtmedizinische Leser sind die als Fuinoten gege-
benen Worterklidrungen und besonders die zahlreichen treffenden und un-
mittelbar erhellenden Dichterworte und Aphorismen.

Klaus Charisius, Der Lehrerrundbrief

Dieses Buch ist eine Tat. Sie veridndert das Denken, verwandelt das Empfin-
den und entflammt das Wollen. Mogen viele Menschen von der Geisteskraft
dieses Buches beriihrt werden.

Claus Rasmus, »Der Merkurstab«, Heft 5, 1992

62 Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 229 (1994)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Bücher


Blicher

Inhalt:
Erkenntnismethodische Betrachtung zur Morphologie

Das Knochensystem
Die Aufrechte. Das Skelett. Die Wirbelsédule. Der Schidel. Das Brustskelett. Das Becken.
Das GliedmaBenskelett

Der Sifteorganismus
Uber das Wesen des fliissig-organischen Geschehens (Betrachtung zur Humorallehre).
Der Lymphorganismus, Die Lymphe — das Wesensorgan des dtherischen Menschen.
Leben und Gestalt (das Zellproblem)

Die Dreigliederung von Haut- und Nervenorganisation NEU!

und die Welt der Sinne
Die Haut. Der Nervenorganismus. Das Gehirn. Das Riickenmark. Die autonome
Nervenorganisation (der Sympathicus). Die Sinnesorganisation. Das Ohr. Das Auge.
Die zwo6lf Sinne

Der Rhythmische Organismus
Der Rhythmus. Der Blutkreislauf. Die Atmung. Der pneumatische Mensch — Sprache und
Gesang. Der Sprachorganismus

Lebensorganisation, Ernidhrung
Der Verdauungsorganismus, Die vier groBBen Leibesdriisen, Ichwirksamkeit

Der Bewegungsmechanismus
Zur Entwicklungsgeschichte der Muskulatur. Muskeltonus und Funktion. Wirme und Bewe-
gung. Der Bewegungssinn

Die Temperamente. Mensch und Tier. Dreigliederung
Zum menschenkundlichen Lehrplan der Waldorfschule

ZUMAUTOR

Lothar Vogel, geboren 19. Oktober 1917 in Wonsheim, Rheinland-Pfalz.
Besuch der Freien Waldorfschule in Stuttgart. Medizinstudium in Prag und
Tiibingen. Promotion iiber »Das Bild der Krankheit in Natur und Geistesan-
schauung Goethes«, Tiibingen 1944,

Bis 1976 Schularzt und Lehrer an den Waldorfschulden Wuppertal und Ulm,
Mitbegriinder der heilpiddagogischen Troxlerhaus-Einrichtungen in Wupper-
tal, Kurse am Lehrerseminar Stuttgart und sozialwissenschaftliche Tatigkeit
im »Seminar fiir freiheitliche Ordnung« (Zeitschrift » Fragen der Freiheit«).

Veroffentlichungen:

»Der dreigliedrige Mensch« 1. Auflage Dornach 1967, 2., erweiterte Auflage
Dornach 1979, 3., umgearbeitete und nochmals wesentlich erweiterte Auflage
Dornach 1992.

»Die Verwirklichung des Menschen im sozialen Organismus«, Boll-Eckwil-
den 1973.

»Das Naturgedicht. Naturgeschichte in Gedichten« Band I, Domach 1986.
Zahlreiche Aufsitze zu Anthropologie, Goetheanismus und Sozialwissen-
schaften in der Zeitschrift »Fragen der Freiheit«.
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1995

‘KARL-WALKER-PREIS

STUDIENWETTBEWERB

aus AnlaB des zwanzigjéhrigen Bestehens der
Stiftung fir persénliche Freiheit und soziale Sicherheit

THEMA DES WETTBEWERBS:
Arbeitslosigkeit — wie kann sie

uberwunden werden?

1. Preis: DM 10.000
2.Preis: DM 5.000
3. Preis: DM 2.000

Gegebenenfalls werden bis zu finf weitere Arbeiten mit jeweils
DM 500 prémiert.

im Zusammenhang mit der Diskussion um die Arbeitslosenproblematik sollen die
Bewerberinnen und Bewerber die herrschenden Arbeitsmarkttheorien kritisch untersuchen und
unter Einbeziehung empirischer Analysen Ansdtze zu ihrer Weiterentwicklung aufzeigen.

Diese Untersuchungen betreffen vor allem folgende Fragen:

Wonmit 1&Bt sich der langfristige Anstieg der Arbeitslosigkeit ab Anfang
der 70er Jahre erkléren?
Wodurch kommt es zu den schubartigen Zunahmen der Entlassungen
und damit der Arbeitslosenzahlen?
Haben Schwankungen des Geldumlaufs bzw. andere geldbezogene
Mechanismen Auswirkungen auf die Beschéftigungslage?
Hat das iiberproportionale Wachstum der Geldvermégen, Schulden und
Zinsstrome EinfluB auf die Arbeitslosigkeit?
Kann durch die Schaffung neuer Arbeitsplétze das Problem einer dauerhaften
Lésung zugefiihrt werden?

Teilnahmeberechtigt sind alle immatrikulierten Studierenden der
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften.
Néhere Informationen iber die Wettbewerbsbedingungen, den Veranstalter und die Jury
sowie Literaturhinweise kénnen bei der Geschéftsstelle der Stiftung,
Pinnaudamm 4, D-25421 Pinneberg, angefordert werden.

J
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Die mitarbeitenden Autoren tragen die Verantwortung fiir ihre Beitrige

selbst.

Fiir nichtverlangte Manuskripte kann keine Gewihr iibernommen werden.

Gesamtinhaltsverzeichnis der in »Fragen der Freiheit« erschienenen Bei-
trage kann angefordert werden.
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